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Abréviations

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
WEA Weiterentwicklung der Armee
WEF World Economic Forum
PTT Post-, Telefon- und Telegrafenbetriebe
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
NFB Neues Führungsmodell für die Bundesverwaltung
AdA Angehörige(r) der Armee
RS Rekrutenschule
CdA Chef der Armee
MG Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung (Militärgesetz)
WK Wiederholungskurs
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

FdA Frauen in der Armee
MFD Militärischer Frauendienst
FLAB Fliegerabwehr
MIG Bundesgesetz über die militärischen Informationssysteme

DFF Département fédéral des finances
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
DEVA Développement de l'armée
WEF World Economic Forum
PTT Postes, téléphones, télégraphes
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
NMG nouveau modèle de gestion de l’administration fédérale
Militaire Militaire
ER École de recrues
Chef de
l’Armée

Chef de l’Armée
LAAM Loi fédérale sur l'armée et l'administration militaire (Loi sur l'armée)
CR Cours de répétition
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

FDA Femmes dans l'armée
SFA Service féminin de l'armée
DCA Défense contre avions
LSIA Loi fédérale sur les systèmes d'information de l'armée
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Personnel de l’administration fédérale

Nachdem Peter Föhn (svp, SZ) mit seiner Forderung einer Plafonierung der Anzahl
Stellen in der Bundesverwaltung gescheitert war, wollte er mit alternativen Mitteln dem
steigenden Wachstum der Zahl an Staatsangestellten Herr werden. Mit einer Motion
(15.3785) soll das Personalrecht an das Obligationenrecht angepasst werden, um die
zahlreichen Privilegien der Bundesangestellten - Föhn nannte den Vaterschaftsurlaub,
die Sabbaticals oder den ausgebauten Entlassungsschutz - zu streichen. Mit einem
Postulat (15.3786) brachte Föhn die Idee einer Personalbremse analog zur
Ausgabenbremse auf: Eine vom Parlament angenommene Vorlage müsste ein
qualifiziertes Mehr erhalten, wenn sie zu einer Zunahme des Personals führen würde.
Diese Idee war auch im Nationalrat als Postulat eingereicht worden, und zwar von Föhns
Kantonskollegin Petra Gössi (fdp, SZ). Beide Begehren von Föhn hatten im Ständerat
allerdings keine Chance und wurden nacheinander in der Herbstsession abgelehnt.
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf betonte in der kurzen Debatte, dass die
Bundesverwaltung ein guter Arbeitgeber sei, der seinen hervorragenden
Mitarbeitenden auch Privilegien zugestehen wolle, um die hohe Qualität zu halten. 1

MOTION
DATE: 23.09.2015
MARC BÜHLMANN

Kündigen sich wirtschaftlich härtere Zeiten an, gerät in der Regel die
Anstellungsstrategie der öffentlichen Hand in die Kritik. Aufgrund des starken Frankens
meldeten sich schon im Frühjahr 2015 Arbeitgeberorganisationen und Unternehmen
mit der Forderung eines Einstellungsstopps oder gar einer Reduktion der
Personalstellen bei der eidgenössischen Verwaltung. Während Unternehmen den
Ausfällen aufgrund des starken Frankens mit einer effizienteren Personalpolitik
begegneten, würde der Staat immer weiter wachsen, gab etwa Ems-Chemie-Chefin
Magdalena Martullo-Blocher – damals noch nicht offiziell Kandidierende für den
Nationalrat – in einem Interview in der Zeitung "Le Temps" zu Protokoll.
Economiesuisse kritisierte, dass nicht nur die Anzahl Stellen ausgebaut worden,
sondern dass im Vergleich zur Privatwirtschaft auch die Löhne in der eidgenössischen
Verwaltung wesentlich stärker gewachsen seien. In der Basler Zeitung wurde zwischen
2007 und 2014 von einem Lohnwachstum von über einer Milliarde Franken gesprochen.
Vertreter der Gewerkschaften betonten allerdings, dass dieses ungleiche Wachstum
auch auf die teilweise wesentlich tieferen Löhne im Vergleich zum privaten
Arbeitsmarkt zurückzuführen sei. 
Weil sich die Bundesfinanzen als nicht mehr sehr rosig präsentierten, wurde Sparen
beim Personal auch im Parlament zum Thema. Einige Exponenten der bürgerlichen
Parteien forderten eine Plafonierung von Stellenzahl und Lohnausgaben (bei aktuell CHF
5,4 Mrd.). Die SVP forderte gar eine Rückkehr zu den Zahlen von 2007. Die Linke
monierte, dass weniger Personal nicht gleichbedeutend sei mit weniger Ausgaben. Nur
angemessene Löhne würden dazu führen, dass kompetente Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter eine Stelle in der Bundesverwaltung anträten. Zudem seien die
gewachsenen Pflichtenhefte der Verwaltung mit weniger Personal nicht zu erfüllen.
Externe Beschäftigte, deren Kosten seit 2008 um rund einen Drittel zugenommen
haben, wären zudem wesentlich teurer; ein Argument, das von einem Bericht der
parlamentarischen Verwaltungskontrolle bestätigt, und von der Wirtschaft mit der
Forderung eines Stopps externer Beschäftigungen gekontert wurde. 
Ende März reichten Leo Müller (cvp, LU) im Nationalrat (15.3224) und Peter Föhn (svp,
SZ) im Ständerat (15.3368) zwei sehr ähnliche Motionen ein, die einen Ausgabenstopp
bei den Personalkosten mit Stand 2014 fordern. Im Mai doppelte die Finanzkommission
des Ständerats (FK-SR) nach, die ebenfalls in einer Motion (15.3494) das Einfrieren des
Personalbestandes beantragt, allerdings den Voranschlag 2015 als Grundlage vorschlägt.

Der Bundesrat, der alle drei Motionen zur Ablehnung empfahl, reagierte Mitte August
seinerseits mit Sparvorschlägen: Der automatische Lohnanstieg und die
Leistungsprämien sollen gekürzt und Treueprämien teilweise gestrichen werden. Damit
könnten jährlich rund CHF 30 Mio. gespart werden. Gegen den drohenden Abbau
wehrten sich die Personalverbände des Bundes mit einer Petition und Anfang
November mit einer Protestaktion. 
Den drei Motionen wurden unterschiedliche Schicksale zuteil. Während die Motion

MOTION
DATE: 07.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Föhn im Ständerat mit 25 zu 11 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt wurde, wurde die
Motion Müller 2015 nicht mehr behandelt. Die Motion der Finanzkommission wurde
hingegen von beiden Kammern überwiesen. Der Auftrag an den Bundesrat, Massnahmen
zu ergreifen, damit der Bestand des Bundespersonals 35'000 Vollzeitäquivalente nicht
überschreite, wurde im Ständerat mit 25 zu 14 Stimmen und im Nationalrat mit 96 zu 77
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) überwiesen. In beiden Kammern zeigte sich dabei ein
Links-Rechts-Graben. Die Linke, die unterstützt vom Bundesrat forderte, dass die
Verwaltungsaufgaben von genügend Mitarbeitenden erledigt werden müssten und eine
starre Plafonierung nicht zielführend sein könne, unterlag allerdings den
rechtsbürgerlichen Bedenken zum starken Wachstum des Personalbestandes in den
letzten Jahren. 2

Das Anliegen einer Personalbremse in Analogie zur Ausgabenbremse stiess in der
grossen Kammer auf Gehör – ganz im Gegensatz zum Postulat Föhn (svp, SZ), das mit
der gleichen Idee im Ständerat bereits in der Herbstsession 2015 gescheitert war. Das
von der FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) eingereichte Postulat ersucht den
Bundesrat um einen Vorschlag zur Einführung höherer Hürden gegen die von der
Postulentin so bezeichnete «Regulierungsflut», für die sie als Indiz die Anzahl Seiten in
der Systematischen Rechtssammlung anführte, die sich zwischen 2000 (3'112 Seiten)
und 2012 (7'508 Seiten) mehr als verdoppelt hatte. Das Parlament selber müsse in die
Pflicht genommen werden, indem beispielsweise ein qualifiziertes Mehr für Erlasse, die
eine Aufstockung des Personals nach sich ziehen, verlangt werden müsse. Der
Bundesrat lehnte das Postulat ab mit der Begründung, dass sich eine Personalbremse
nicht als Mittel zur Minderung der Regulierungskosten eigne. In der Debatte versuchte
Finanzminister Ueli Maurer vergeblich zu relativieren, indem er versicherte, dass sich
die Personalausgaben konstant bei etwa 8% des gesamten Budgets bewegten und nicht
als Kostentreiber bezeichnet werden könnten; selbst wenn 10% aller Stellen gestrichen
würden, würde lediglich 1% der Kosten gespart. In seiner eigenen SVP-Fraktion, aber
auch bei der FDP- und der BDP-Fraktion, verfing dieses Argument freilich nicht und das
Begehren wurde mit 106 zu 83 Stimmen (bei einer Enthaltung) angenommen. 3

POSTULAT
DATE: 04.05.2017
MARC BÜHLMANN

Bereits bei der Beratung der unterschiedlichen Motionen, mit denen Ende 2015 eine
Plafonierung der Personalkosten verlangt worden war (Mo. 15.3224; Mo. 15.3368), hatte
sich der Bundesrat ablehnend gezeigt. Mitte März 2018 beantragte er dann schliesslich
die Abschreibung der Motion zum Ausgabenstopp bei den Personalkosten (Mo.
15.3494) – ein Vorstoss der Finanzkommission des Ständerats (FK-SR), der damals beide
Kammern passiert hatte und die Einfrierung des Personalbestands auf dem Stand von
2015 verlangt hatte, was in etwa 35'000 100-Prozent-Stellen gleichkam. 
In ihrem Bericht machte die Regierung geltend, dass diese Obergrenze in den
vergangenen Jahren dank Sparanstrengungen innerhalb der verschiedenen
Departemente nie erreicht worden sei. Das EFD habe zudem errechnet, dass die
Kürzungsbeschlüsse bei den Voranschlägen zu einer Stabilisierung und teilweise auch
zu einer Senkung des Stellenbestandes geführt hätten, was einer Erfüllung der Motion
gleichkomme. Die verlangte Obergrenze werde auch in den nächsten Jahren kaum
erreicht werden. Schliesslich sei eine Stellenbegrenzung mit dem neuen
Führungsmodell des Bundes (NFB) nicht vereinbar, weil die notwendige Flexibilität
fehlen würde. Der Bundesrat versicherte freilich, dass er auch in Zukunft einen stabilen
Stellenbestand anstrebe und dies sowohl im Voranschlag als auch in der Rechnung
jeweils transparent zu machen gedenke. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.03.2018
MARC BÜHLMANN

Die beiden Finanzkommissionen waren sich nicht einig, wie sie dem Antrag des
Bundesrats über die Abschreibung der Motion zum Ausgabenstopp bei den
Personalkosten begegnen sollten. Die Regierung hatte in ihrem Bericht (BRG 18.032)
argumentiert, dass der Stellenbestand in den letzten Jahren gesunken sei und der in
der Motion geforderte Stellenplafond auch in den nächsten Jahren nicht erreicht
werden würde. 
Die FK-NR entschied mit einer sehr knappen Mehrheit von 13 zu 12 Stimmen, dem
Antrag auf Abschreibung nicht stattzugeben, weil der als nötig erachtete
Bürokratieabbau nur durch eine Steuerung der Anzahl Stellen und nicht, wie von der
Regierung vorgeschlagen, über das Budget gelingen könne. Die Begründung des
Bundesrats werde der Idee der Motion nicht gerecht. Ein paar Tage später entschied
sich die FK-SR, den Entscheid über die Abschreibung zu sistieren. Man gehe zwar mit
dem Bundesrat einig, dass die Idee der Motion umgesetzt sei, aber man befürchte, dass

MOTION
DATE: 27.03.2018
MARC BÜHLMANN
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mit der Abschreibung ein «falsches Signal gesendet werden könnte». Die Kommission
ersuchte deshalb den Bundesrat um einen Bericht, in dem dargelegt werden soll, mit
welchen konkreten Massnahmen der Stellenbestand stabil gehalten werden soll. 5

Die FK-SR hatte mit 6 gegen 6 Stimmen bei Stichentscheid ihres Präsidenten
entschieden, der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abschreibung der Motion zum
Ausgabenstopp bei den Personalkosten nicht zuzustimmen. Zwar anerkenne die
Kommission, dass das Konzept der Motion als umgesetzt betrachtet werden könne,
führte Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) aus. Eine Abschreibung könne
aber als falsches Signal verstanden werden, das die Bundesverwaltung als Einladung
interpretieren könnte, den Personalbestand wieder aufzustocken. Man wolle zudem das
Konzept für die mittelfristige Personalplanung abwarten, das für Ende 2018 versprochen
sei. Anita Fetz (sp, BS), die Sprecherin der Minderheit, verwies darauf, dass es eigentlich
keine Minderheit sei, sondern ein «fifty-fifty»-Entscheid, den sie hier vertrete. Die
Motion sei nicht nur bereits vier Jahre alt, ihr Ziel eines fixen Personaldeckels
widerspreche zudem der Logik des neuen Finanzmodells mit Globalbudgets. Der
Bundesrat habe schon zahlreiche Berichte zur Deckelung erstellen lassen, was man im
Ständerat anscheinend «gerne habe»: «[D]ann hat man etwas getan». Zudem gäbe es
zahlreiche Inkonsequenzen: So wolle der Rat das Grenzwachkorps aufstocken, was aber
eben nicht gehe, wenn gleichzeitig eine Personaldecke gefordert werde. Man müsse
sich also schon irgendwann entscheiden, was man überhaupt wolle. 
Finanzminister Ueli Maurer rechnete vor, dass die Personalstellen seit 2015 nicht mehr
gewachsen seien. Die Motion habe also tatsächlich ihren Zweck erfüllt. Er wies zudem
darauf hin, dass die Personalverwaltung über Köpfe zu steuern alles andere als effizient
sei. Es wäre für den Bundesrat einfacher, wenn das Parlament über das Budget steuern
würde. Dort sei der Personalbestand ja jeweils ausgewiesen. Weil im Moment sowohl
über Finanzen als auch über Köpfe gesteuert werde, könnten zahlreiche Stellen nicht
besetzt werden. Der «oberste Personalchef des Bundes», wie sich Maurer selber
bezeichnete, wies zudem darauf hin, dass das Personal in der Bundesverwaltung
überdurchschnittlich motiviert sei, wofür auch einmal Dank angebracht wäre.
Die kleine Kammer nahm – vielleicht auch ob der magistralen Worte – den
Minderheitsantrag an und hiess entsprechend die Abschreibung der Motion 15.3494
gut. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN

Structures fédéralistes

Villes, régions, communes

Ein Problem vor allem der kleinen und mittleren Gemeinden ist die Rekrutierung von
politischem Personal. Kaum jemand will sich noch für ein kommunales Milizamt
engagieren. Es müssen externe Geschäftsführer angestellt, Bürgerinnen und Bürger
mittels Wahlzwang zu Ämtern überredet oder die Verwaltung gar dem Kanton anvertraut
werden. Mitte Oktober regte der Schweizerische Gemeindeverband deshalb mit einem
Vorschlag für bessere Anreizstrukturen eine Diskussion an. Entschädigungen für
Milizämter sollen von der Steuer befreit werden. Ähnlich wie bei der Feuerwehr soll der
Sold für ehrenamtlich tätige kommunale Milizpolitikerinnen und Milizpolitiker steuerfrei
werden. Die Idee wurde auch von Jean-Pierre Grin (svp, VD) im Parlament als Postulat
(14.3831) deponiert. Der Vorschlag steht allerdings in Anbetracht der Forderungen, die
Spesen von nationalen Parlamentariern zu besteuern, etwas quer in der Landschaft.
Ebenfalls auf die Stärkung des kommunalen Milizsystems zielt eine noch nicht
behandelte Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR). Sie fordert den Bundesrat auf, ein
öffentlich zugängliches Bildungsangebot für kommunale Behördenmitglieder zu
schaffen, mit dem Steuerung und Führung auf lokaler Ebene geschult werden können.
Ideen für das Überleben des Milizgedankens auf kommunaler Ebene stossen in der
Regel zumindest in der interessierten Öffentlichkeit auf Anklang. Tatsächlich klagen fast
zwei Drittel aller Schweizer Gemeinden über Schwierigkeiten, genügend Personal für
Milizämter zu finden. Als Gründe für das schwächer werdende bürgergesellschaftliche
Engagement wurden neben der zunehmend knappen Zeit neben Beruf und Familie und
der sinkenden Wertschätzung gegenüber politischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern
auch die Effizienzdiskussionen im Rahmen von New Public Management der 1990er
Jahre genannt. Dort habe eine Entpolitisierung der Gemeindebelange stattgefunden,
was zu einem fatalen Bedeutungsverlust lokaler Politik, einer Abnahme der Betätigung
politischer Parteien als wichtige Rekrutierungsnetzwerke und einem sinkenden Willen
geführt habe, sich für kommunale Belange zu engagieren. Es gab zudem Stimmen, die
vor dem Trend warnten, der Gemeindeverwaltung mehr Aufgaben zu übertragen und

MOTION
DATE: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN
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den Gemeindepolitikern nur noch operative Tätigkeiten zu überlassen. Dies würde der
Entpolitisierung und der Entdemokratisierung lokaler Politik weiter Vorschub leisten. 7

Armée

Activités internationales

En novembre, le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la prolongation de
l’engagement de la Swisscoy auprès de la KFOR proposant sa prolongation jusqu’au 31
décembre 2014 ainsi qu’une hausse modeste des effectifs. Le gouvernement a
considéré qu’au vu de la diminution des troupes engagée par la KFOR, le contingent
doit pouvoir être augmenté d’une réserve de 80 personnes au maximum, au lieu de 50,
pour une période limitée à 12 mois au plus. Il a justifié le maintien des activités de
l’armée suisse par le fait que des difficultés sont encore à surmonter en matière de
sécurité malgré les progrès enregistrés depuis la déclaration d’indépendance du
Kosovo. La KFOR s’oriente donc vers une structure de conseil et d’instruction pour le
développement des forces armées contrôlées démocratiquement et semble
indispensable à la stabilité du Kosovo. Le gouvernement a jugé alors que la Suisse a tout
intérêt pour sa propre sécurité de contribuer à la stabilité dans la région. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.11.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Organisation militaire

Le brigadier Eugénie Pollak – à la tête du Service féminin de l'armée (SFA) depuis
janvier 1989 – n'envisage aucune réforme fondamentale. L'effectif du SFA a passé de
1850 soldates en 1970 à 2660 en 1989; 600 femmes manquent à l'appel pour qu'il soit
complet. S'il est hors de question que le SFA devienne obligatoire, E. Pollak désire
néanmoins renforcer la formation de ses recrues, notamment dans le domaine
technique. 9

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 11.04.1989
BRIGITTE CARETTI

Créé en 1940, le Service complémentaire féminin, devenu depuis 1984 le Service
féminin de l'armée (SFA), a fété ses cinquante ans. Diverses modifications sont
envisagées par ses cadres afin de le rendre plus attractif et de combler le déficit en
recrues (effectif optimal: 3814 femmes; effectif réel: 3132). Ainsi, le devoir de service
pourrait être réparti sur moins d'années (7 ou 8 ans, au lieu des 15 actuels), des cours
pour officiers de protection atomique-chimique (SPAC), des fonctions d'aumôniers, de
conductrices de chiens de catastrophe ainsi que de pilotes d'hélicoptères pourraient
également être créés. Par ailleurs, la commission pour la défense nationale a approuvé
une proposition qui autoriserait, si elle était acceptée par le gouvernement, le port
d'arme facultatif au sein du SFA. Le brigadier Eugénie Pollak s'est déclaré favorable à
une telle idée, à condition qu'il s'agisse d'une arme purement défensive et qu'une
formation adéquate l'accompagne. 10

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.07.1990
BRIGITTE CARETTI

En décembre, le chef de l'information du DMF, Hans Rudolf Strasser, a été mis en
congé avec effet immédiat, en raison de l'information erronée qu'il avait donnée à
Kaspar Villiger quant à son appartenance à la P-26. Un Romand, Patrick Cudré-
Mauroux, a été nommé à titre intérimaire. 11

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 12.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Le Conseil fédéral, afin de remplacer le commandant de corps Rolf Binder (partant
pour la retraite), a nommé, au 1er janvier 1992, le commandant de corps Jean-
Rodolphe Christen en qualité de chef de l'instruction. Ce dernier, âgé de 57 ans,
commandait jusque-là le corps d'armée de campagne 1. Le divisionnaire Jean Abt,
promu commandant de corps, lui a succédé à ce poste. 12

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 18.06.1991
SERGE TERRIBILINI
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Une polémique est née autour de la proposition de nommer la capitaine Mariette
Paschoud au grade de major. Celle-ci, connue pour son soutien apporté aux thèses
révisionnistes sur l'holocauste, avait déjà été la cause de divers scandales, notamment
lorsqu'elle occupait le poste d'enseignante dont elle fut relevée. Sur proposition du
chef du DMF, le gouvernement a finalement décidé de ne pas donner son aval à cette
nomination. 13

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 03.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Suite à la collision évitée de justesse entre un avion militaire et un appareil civil en
mars, le commandant de corps Werner Jung a démissionné de son poste de
commandant des troupes d'aviation et de défense contre avion. Pour le remplacer, le
Conseil fédéral a nommé le divisionnaire Fernand Carrel avec promotion au grade de
commandant de corps. Ce dernier était jusque-là chef conduite et engagement au
Commandement des troues d'aviation et de défense contre avion. 14

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 17.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a nommé au poste de chef de l'état-major général le divisionnaire
Arthur Liener, jusque là directeur de l'Office fédéral du génie et des fortifications, et
l'a promu au grade de commandant de corps. Il a succédé le ler janvier 1993 à Heinz
Häsler, partant pour la retraite. 15

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 10.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Der Bundesrat berief den St. Galler CVP-Ständerat Paul Gemperli zum neuen
Präsidenten des Rates für Gesamtverteidigung. Er löste alt Ständerat François
Jeanneret (lp, NE) an der Spitze dieses 21-köpfigen Beratungsorgans zu Fragen der
Sicherheitspolitik ab. 16

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 16.01.1993
MARIANNE BENTELI

Als Vorleistung zum Umbau der «Armee 61» zur «Armee 95» gab das Parlament dem
Bundesrat einstimmig die Kompetenz, ab dem 31. Dezember des Berichtsjahres die
frühzeitige Entlassung von 200'000 Angehörigen der Armee im Landsturmalter und
deren Übertritt in den Zivilschutzdienst gestaffelt vorzunehmen. Ausgenommen von der
vorzeitigen Entlassung bleiben Stabs- und Fachoffiziere. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.03.1993
MARIANNE BENTELI

Primär aus gesundheitlichen Gründen reichte Divisionär Walter Keller, Waffenchef
und Direktor des Bundesamtes für Mechanisierte und Leichte Truppen, seinen
vorzeitigen Rücktritt ein. In der Vergangenheit hatte Keller verschiedentlich seine
Skepsis gegenüber dem Truppenabbau im Rahmen von Armee 95 ausgedrückt. Der
Bundesrat bestimmte Divisionär Claude Weber, bisher Kommandant der
Mechanisierten Division 1, zu seinem Nachfolger. 18

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 15.06.1993
MARIANNE BENTELI

Hormis les changements ordinaires, les réformes en cours ont provoqué plusieurs
mutations dans les hautes charges de l'armée, en particulier en raison de la
suppression des brigades frontières et de réduit ainsi que des trois divisions
mécanisées. 19

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 26.05.1994
SERGE TERRIBILINI

Parallèlement à la réforme de l'armée, le DMF a entrepris une profonde mutation, des
sphères dirigeantes aux usines d'armement. L'un des éléments centraux de cette
réforme tient dans la réorganisation du commandement même. Deux scénarios
opposés avaient été proposés à ce sujet; la réunion sous la seule autorité du chef de
l'Etat-major général de la conduite, de l'engagement et de l'instruction, ce qui en aurait
fait une sorte de «général en temps de paix», ou la séparation radicale entre conduite
et engagement d'une part, et instruction d'autre part, cette dernière se voyant encore
étoffée par l'adjonction de la formation en matière d'aviation et de cours de répétition.
Le choix d'une de ces options a provoqué d'importants conflits au sein de
l'administration et entre les commandants de corps intéressés (A. Liener et J.-R.
Christen), chacun défendant la solution la plus favorable pour lui. Le chef du DMF et le
Conseil fédéral ont finalement opté pour une troisième voie qui, tout en maintenant
une structure bicéphale de commandement, redéfinit de manière conséquente les
fonctions et les responsabilités. Ainsi, le chef de l'instruction (désormais «Groupement
des forces terrestres») se voit confier la formation dans les écoles et les cours de

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 06.12.1994
SERGE TERRIBILINI

01.01.89 - 01.01.19 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



répétition ainsi que pour l'ensemble des armes, excepté l'aviation. Pour sa part, le chef
de l'Etat-major général sera chargé des fonctions de conduite et de contrôle sur
l'armée, l'aviation et la logistique («support»). Ce dernier élément comprend le
Groupement de l'armement, baptisé Groupement support. Il subira les plus fortes
restructurations, par une diminution du personnel et une suppression ou
réorganisation de onze offices. En particulier, les entreprises d'armement et
d'entretien seront fortement redimensionnées. Dans le domaine des munitions, dès le
début de l'année 1995, les usines d'Altdorf (UR), de Thoune (BE), de Wimmis (BE) et
d'Aubonne (VD) seront réunies pour former une nouvelle fabrique dont le siège sera à
Thoune. Par ailleurs, des entreprises et postes de travail disparaîtront dans les
arsenaux, les parcs automobiles et les aérodromes militaires. Au total, le chiffre de
3'000 emplois supprimés annoncé initialement devrait être dépassé. 
A la fin de l'année, le DMF avait déjà procédé à 2'377 suppressions de postes sur les
3'000 prévues jusqu'en 2001. Seules 30 personnes ont été congédiées, les autres
départs ayant été naturels. Ajoutons que le DMF a mis au point un nouveau plan social
prévoyant notamment des possibilités de retraite à 58 ans. La suppression de postes de
travail ne va pas sans inquiéter le personnel et les régions concernés. Par exemple, une
pétition ayant pour but de maintenir ces places et munie de 5'000 signatures émanant
d'un comité trans-partisan de l'Oberland bernois a été envoyée au CF. 20

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant la réforme du DMF. Le projet
gouvernemental prévoit principalement une réduction d'effectifs dans l'administration
militaire ainsi qu'une restructuration de l'organigramme du DMF. En ce qui concerne la
diminution des effectifs, le but poursuivi est celui d'augmenter l'efficacité de
l'administration militaire, notamment en concentrant en des lieux uniques certains
domaines, qui, du fait de leur dispersion actuelle, sont à l'origine de multiples
redondances au sein du département. Les suppressions de postes seront
particulièrement importantes et à la mesure de la réduction d'un tiers des effectifs
d'Armée 95. Les secteurs industriel et de l'entretien seront les premiers touchés
puisque ce n'est pas moins de 3'300 emplois – soit une baisse de 23% – qui devront
être supprimés d'ici à l'an 2000. Cette cure d'amaigrissement signifiera également la
fermeture de 35 des 95 entreprises industrielles et autres ateliers, ainsi que la
réduction du nombre de sites d'exploitation de 177 à 148. Le canton de Berne (1'400
emplois supprimés) et la Suisse orientale seront plus particulièrement affectés par ces
mesures, le Conseil fédéral ayant eu comme souci d'épargner prioritairement les
régions déjà gravement touchées par la crise, à savoir la Suisse romande et le Tessin. 
Au sujet du nouvel organigramme du DMF, le gouvernement a finalement opté pour une
articulation composée de quatre grands pôles: l'Etat-major général (ex-Groupement de
l'état-major général), les Forces terrestres (ex-Groupement de l'instruction), les Forces
aériennes (ex-Commandement des troupes d'aviation et de défense contre avions) et le
Groupement de l'armement. En effet, conformément à la tradition militaire helvétique
réfractaire à une concentration monocratique du pouvoir, le Conseil fédéral a renoncé
à regrouper l'instruction et l'engagement sous l'autorité du seul chef de l'Etat-major,
préférant une variante distribuant plus également le pouvoir et, de ce fait, plus à même
de garantir un contrôle politique du DMF. Le gouvernement a par ailleurs cherché à
pallier à certains défauts inhérents à la structure de commandement et à la répartition
des compétences actuelle. Ainsi, pour permettre au chef de l'Etat-major d'assurer sa
fonction de direction de manière plus efficace, le gouvernement a tenu à simplifier la
structure de son groupement, en diminuant le nombre d'échelons hiérarchiques. De
plus, le chef de l'Etat-major verra ses compétences réduites et sera chargé avant tout
de définir la doctrine générale de l'armée ainsi que de traduire les directives politiques
du gouvernement en directives militaires. En outre, pour remédier à l'absence de
continuité du régime actuel entre les situations ordinaire et extraordinaire, il
commandera l'armée dans les premiers temps de l'engagement jusqu'à l'élection d'un
général. Le chef des Forces terrestres sera, pour sa part, responsable de l'instruction
non seulement dans les écoles de recrue, mais également dans les cours de répétition
(à l'exception de l'instruction des Forces aériennes), et ce afin d'améliorer l'unité de
doctrine et la coordination dans le domaine de l'instruction entre les écoles et les
corps d'armée. Le chef des Forces terrestres (ainsi que celui des Forces aériennes)
disposera par ailleurs désormais de ses propres moyens logistiques et de sa propre
infrastructure afin de garantir une instruction adéquate. Au sujet des Forces aériennes,
le projet du gouvernement prévoit que celles-ci jouissent également de compétences
non seulement dans le domaine de l'instruction mais également dans celui de
l'engagement, ce qui accroîtra l'autonomie indispensable à cette arme. Enfin, le
Groupement de l'armement sera chargé de la recherche, du développement et de
l'acquisition du matériel sur la base des données du chef de l'Etat-major. 21

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.08.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Le secrétaire général du DMF, Hans-Ulrich Ernst, a annoncé sa démission pour le mois
de juillet 1996. 22

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 10.11.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil fédéral a nommé l'actuel chancelier du canton d'Argovie, J. F. Gut, pour
succéder à Hans-Ulrich Ernst au poste de secrétaire général du DMF. Pour parer au
départ à la retraite fin 1996 du commandant de corps J.-R. Christen, il a également
promu le brigadier fribourgeois Jacques Dousse à la tête des Forces terrestres. Le
nouveau chef de l'armée de terre est le premier officier à passer directement du grade
de brigadier à cette fonction sans passer par le rang de divisionnaire. A 48 ans, il est
également le plus jeune chef de l'instruction jamais nommé. 23

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 18.04.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Désigné tant par l'enquête administrative de René Bacher que par celle parlementaire
comme principal responsable des graves défaillances constatées dans l'affaire
Nyffenegger, le chef de l'état-major général, Arthur Liener, a annoncé sa démission
pour le 31 décembre 1997. Le chef de l'armée a souligné qu'il tenait ainsi à assumer la
responsabilité pour les fautes qui lui étaient reprochées. Au sujet de la date
relativement éloignée fixée pour son départ, le chef de l'état-major général a par
ailleurs affirmé qu'il avait décidé d'occuper son poste encore une année afin de
garantir la continuité des mesures de sécurité prises dans le but de limiter les
dommages causés lors de la réalisation du CD-Rom. A. Liener a également mentionné
que le chef des Forces terrestres était sur le point de prendre sa retraite et qu'un
départ conjoint de deux des trois plus hauts gradés de l'armée aurait risqué de
compromettre les différentes réformes en cours. 24

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 17.11.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Suite à différentes promotions d'officiers sous le coup d'une enquête pénale ainsi que
suite aux recommandations faites par R. Bacher lors de l'enquête administrative sur
l'affaire Nyffenegger, le Conseil fédéral a revu les règles d'avancement et de mutation
dans l'armée. La nouvelle ordonnance précise désormais explicitement qu'il n'y a pas
stricto sensu de droit à l'avancement, plusieurs conditions devant être remplies pour
qu'une promotion puisse intervenir. Le candidat à un commandement ou à une
fonction doit en particulier disposer des compétences nécessaires et jouir d'une
bonne réputation. Toute promotion d'un officier sous le coup d'une enquête pénale est
par ailleurs exclue. 25

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 26.11.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Par le biais d'une interpellation, le conseiller national socialiste vaudois Chiffelle a
soulevé la question des retraites privilégiées de certains hauts gradés de l'armée.
Relevant que les commandants de corps et les divisionnaires partaient à la retraite à 62,
voir à 60 ans, avec une rente oscillant jusqu'à l'âge de 65 ans entre 80 et 90% de leur
dernier salaire (au lieu des 60% valables pour le reste du personnel fédéral), le député
vaudois s'est ému de ce privilège à ses yeux d'autant plus injustifié que de nouveaux
sacrifices étaient sans cesse demandés à une grande partie de la population.
Répondant au représentant socialiste, le Conseil fédéral a reconnu le caractère
problématique de ces rentes, assurant que le DFF réexaminera leur opportunité. 26

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 13.12.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil fédéral a nommé le divisionnaire Hans-Ulrich Scherrer, d'origine saint-
galloise et âgé de 55 ans, à la tête de l'état-major général de l'armée. Il succédera à ce
poste, en janvier 1998, à Arthur Liener. Ce dernier avait annoncé sa démission en 1996,
suite aux critiques dont il avait fait l'objet dans le cadre de l'affaire Nyffenegger. 27

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 18.03.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Donnant suite à différentes affaires concernant des promotions contestées d'officiers
(affaire Nyffenegger, promotions d'officiers sous le coup d'une enquête pénale), la
commission de gestion du Conseil national a publié un rapport sur le système
d'avancement des cadres de l'armée. Ne remettant pas fondamentalement en cause le
système actuel et saluant notamment la récente modification du texte d'application
rendant plus restrictives les conditions de promotion, la commission a néanmoins
relevé, lors de son enquête, de multiples dysfonctionnements. De nombreux cas
d'officiers promus, malgré des qualifications insuffisantes, grâce à l'influence de
particuliers ou de groupements d'intérêts furent entre autres constatés. Faute

RAPPORT
DATE: 20.11.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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d'informations suffisantes sur les éventuels antécédents judiciaires des prétendants,
nombreux furent également les officiers à monter en grade alors qu'ils étaient soit sous
le coup d'une procédure pénale, soit qu'ils avaient fait l'objet d'une condamnation. Afin
de remédier à ce dernier problème, la commission propose d'introduire une obligation
pour les candidats de produire un extrait de leur casier judiciaire. Dans le but
d'améliorer plus généralement l'efficacité de l'évaluation des candidats, la commission
suggère que les subordonnés puissent également participer à l'élaboration des
qualifications. Enfin, le DMF est encouragé à annuler les promotions des officiers dont
il s'est avéré par la suite qu'ils ne remplissaient pas les conditions d'avancement. 28

Le brigadier Doris Portmann-Gilomen a remplacé Eugénie Pollak à la fonction de chef
de service des Femmes dans l’armée (FDA) au sein de l’état-major général. 29

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le corps des instructeurs a fait l’objet d’un rapport de la Commission de gestion du
Conseil national en 1998. Suite à l’affaire Nyffenegger, plusieurs critiques ont été
énoncées quant à la nomination, au statut, ou encore aux privilèges des instructeurs de
l’armée suisse. Devant l’ampleur de la tâche, la commission s’est limitée à une analyse
structurelle du système global entourant le corps des instructeurs et a renoncé à
mettre en évidence des cas particuliers. Elle s’est penché notamment sur le processus
de sélection, de promotion et de nomination, sur le problème du statut des
instructeurs lorsqu’ils sont détachés auprès de l’administration, sur ceux de la
rémunération, des indemnités et des départs en retraite. A l’issue de son travail, la
commission a émis plusieurs recommandations à l’intention du Conseil fédéral.
Premièrement, celui-ci a principalement été prié de redéfinir l’activité des instructeurs
dans les écoles militaires et lors des cours. La commission a suggéré qu’une solution
pourrait être d’intégrer le corps des instructeurs au sein de l’administration fédérale et
de ne les détacher qu’à terme pour dispenser la formation militaire. Cela éviterait ainsi
l’existence d’une entité autonome vis-à-vis de l’administration. Deuxièmement, la
commission s’est prononcée pour la suppression de l’automatisme des promotions.
Dorénavant, les intérêts de la formation devraient primer sur des velléités carriéristes
personnelles. Troisièmement, l’accès à des postes supérieurs dans l’armée et dans
l’administration de l’armée ne serait plus réservé quasi exclusivement aux seuls
instructeurs mais à tous les candidats susceptibles d’occuper cette fonction.
Quatrièmement, le Conseil fédéral devrait élaborer un système de rémunération qui
soit transparent avec la suppression des allocations fixes. Cinquièmement, la
réglementation concernant les indemnités devrait être soumise à un examen
approfondi afin d’abolir certains privilèges injustifiés. Sixièmement, le statut
d’instructeur serait abrogé pour des fonctionnaires exerçant une activité administrative
et septièmement, le système des départs en retraite anticipée devrait subir un examen
approfondi de la part du Conseil fédéral, ceci afin de limiter les dépenses imputées à la
Caisse fédérale de pensions. 30

RAPPORT
DATE: 08.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le divisionnaire Alfred Roulier a été nommé chef de la doctrine. Ce nouveau poste
dans l’armée suisse servira notamment à concrétiser les options du rapport Brunner. Il
s’agira pour lui de travailler dans la ligne des nouveaux rapport sur la politique de
sécurité et plan directeur de l’armée. Un autre divisionnaire, Josef Schärli,
commandera lui le Groupe de la promotion de la paix et de la coopération en matière
de sécurité (Grppc). Ce nouvel organisme, intégré au sein de l’état-major général, est
appelé à coordonner les actions du DDPS en relation avec l’étranger. Par ailleurs, le
Conseil national a transmis un postulat de sa commission de gestion (Po. 97.3549)
priant le Conseil fédéral d’examiner si en cas de promotions dans l’armée, les candidats
doivent fournir un extrait de casier judiciaire. 31

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a nommé le divisionnaire Hansrudolf Fehrlin comme nouveau chef
des Forces aériennes. Officier DCA et non pas pilote, ce dernier est appelé à remplacer
le commandant de corps Fernand Carrel à la fin de l’année. Le divisionnaire Beat
Fischer devient le nouveau commandant du Corps d’armée de montagne 3. Le colonel
Béatrice Magnin-Riedi a pris la tête du Service de la Croix-Rouge (SCR) de l’armée. Elle
est la première femme à accéder à cette fonction. Le SCR compte 1400 femmes, dont
900 intégrées dans les hôpitaux et 500 en réserve. 32

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 16.03.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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S’inquiétant de l’érosion des effectifs chez les instructeurs, un postulat Gusset (pdl,
TG) a invité le Conseil fédéral à exposer les raisons de cette situation et à prendre des
mesures pour y remédier. Sur un effectif prévu de 1950 places de travail, seules 1921
étaient occupées au milieu de l’année sous revue et le nombre de départs volontaires a
été plus élevé lors du seul premier semestre que lors de la totalité de l’année
précédente. Appuyé par 53 cosignataires, ce postulat a été transmis par la chambre du
peuple. 33

POSTULAT
DATE: 08.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Dès le début de l’an 2000, les postes supérieurs de l’armée seront également mis au
concours. Ce faisant, le DDPS répond à une recommandation de la commission de
gestion du Conseil national qui avait jugé peu transparente la procédure de
recrutement. En l’occurrence, il s’agit des postes de secrétaire général, de chef de
l’état-major général, des chefs du groupement de l’armement, des forces aériennes, de
l’armée de terre et des quatre commandants de corps. 34

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 25.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le Genevois Alain Rickenbacher (55 ans) a été nommé commandant de corps par le
Conseil fédéral, au terme d’un débat interne fourni. Le nouveau gradé prendra la tête
du 1er corps d’armée suisse au 1er janvier 2001, succédant ainsi au Vaudois Jean Abt. Le
Conseil fédéral a aussi nommé le divisionnaire bernois Christian Schlapbach au poste
d’adjoint du chef des Forces terrestres, ainsi que le colonel d’état-major Rudolf Steiger
à la direction de l’Ecole militaire supérieure de Zurich. 35

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 13.04.2000
FRANÇOIS BARRAS

Le nouveau chef de l’armée a été désigné à la fin du mois d’octobre. Il s’agit du
divisionnaire Christophe Keckeis, commandant remplaçant des Forces aériennes. Ce
parfait bilingue a été choisi parmi les 12 candidats (sur 18 au total) au terme d’un
procédure de sélection que Samuel Schmid a tenu à diriger personnellement. Avant la
mise en œuvre intégrale d’Armée XXI, il occupera la tête de l’Etat-major général en
remplacement de Hans-Ulrich Scherrer. Cette nouvelle fonction de chef de l’armée
n’existera en effet qu’avec la réalisation de la réforme de l’armée. Sa principale tâche
sera, dans un premier temps, de veiller à son bon déroulement. Hiérarchiquement, il
sera placé juste en-dessous du chef de département et devra notamment faire le lien
entre l’armée et la politique, cette dernière ayant le dernier mot. Sous ses ordres se
trouveront en revanche les Forces aériennes et terrestres, l’instruction supérieure des
cadres, la base logistique de l’armée, l’état-major de planification et celui de
conduite. 36

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 31.10.2002
ROMAIN CLIVAZ

C’est à la fin du mois de mai, après la votation populaire, que le chef de l’Etat-major
Christophe Keckeis a annoncé l’impact des restrictions budgétaires imposées par la
Confédération. Cette diminution des moyens, de CHF 4.3 milliards à 4 milliards selon
des estimations, allait particulièrement toucher la formation, avec une diminution du
nombre des instructeurs professionnels (de 5300 prévus à 4500). Il a également estimé
que ces économies ne pourraient se faire sans licenciements, malgré le gel des
engagements et de nombreuses mises à la retraite anticipée. 37

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 28.05.2003
ROMAIN CLIVAZ

Début juin, le DDPS a annoncé que des mesures d’économie l’obligeaient à renoncer à
la mise à la retraite anticipée de plus de 100 collaborateurs âgés de 58 et 59 ans. Cette
décision touchait le personnel du Corps des gardes-fortifications, des Forces
aériennes et de l’Office fédéral des exploitations des Forces terrestres. A la mi-juillet,
le département a fait volte-face et a annoncé que 40 collaborateurs âgés de 58 ou 59
ans allaient finalement obtenir leur retraite anticipée. Ces autorisations ont été
accordées à titre exceptionnel et pour résoudre des cas difficiles, les autres devant
être réexaminés en 2004. Une enquête interne, dirigée par l’ancien chef de l’Etat-
major général Arthur Liener, a par ailleurs été chargée de déterminer les causes de ces
dysfonctionnements. Le conseiller fédéral Samuel Schmid s’est excusé personnellement
auprès des personnes touchées et a déploré que toutes les mises à la retraite
annoncées ne puissent finalement pas être accordées. Les conclusions de l’enquête
interne ont été livrées à la fin du mois d’août de l’année sous revue. Sur les 132 cas de
retraites anticipées, 92 n’étaient pas justifiés. Il ressort de ce document que les
changements organisationnels intervenus au début de l’année sous revue,
principalement en vue de la mise en œuvre de l’Armée XXI, ont certainement eu une

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.06.2003
ROMAIN CLIVAZ
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influence néfaste dans le domaine du personnel. 38

Le commandant de corps Jacques Dousse a annoncé en juin son départ prématuré du
commandement des Forces terrestres pour la fin de l’été de l’année sous revue. Il
aurait dû rester en place jusqu’à l’entrée en vigueur de la réforme de l’armée. Il a été
remplacé par le divisionnaire Luc Fellay. 39

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 26.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le budget initial de CHF 4.3 milliards prévu pour le lancement d’ « Armée XXI » étant
passé finalement en dessous de la barre des 4 milliards, le DDPS a confirmé en début
d’année sa décision de réduire drastiquement les effectifs du personnel dans
plusieurs domaines d’activités de l’armée. Ces mesures concernent environ 2500
postes du domaine de la défense d’ici à 2010. La réduction du personnel concerne trois
niveaux : l’infrastructure de l’instruction (lieux de recrutement, occupation et
utilisation de places d’armes et de tir, emplacements de commandements),
l’infrastructure de l’engagement (exploitation d’aérodromes, installations de conduite
et de transmission en surface ou souterraines) et l’infrastructure de la logistique
(arsenaux, PAA, magasins de matériel, installations de la logistique souterraines,
hôpitaux militaires). Le 6 décembre, le DDPS a présenté son concept de
« stationnement de l’armée », qui prévoit un plan de réduction drastique de
l’infrastructure militaire, et notamment d’aérodromes, d’arsenaux et de places de tir.
Les fermetures et les licenciements consécutifs de personnel permettront ainsi, selon
les estimations du département, de réduire annuellement les dépenses en matière de
personnel d’au moins CHF 100 millions d’ici à fin 2007 et d’environ 240 millions d’ici à
fin 2010. Si les cantons touchés par ces mesures ont la possibilité de prendre position
par écrit jusqu’à début février 2005, leur marge de manœuvre reste cependant très
étroite. Le DDPS communiquera ensuite, vers le milieu de l’année 2005, sa décision
définitive aux cantons et la procédure du plan sectoriel sera alors engagée.
L’approbation définitive de ce plan sectoriel militaire par le Conseil fédéral est
planifiée pour l’année 2006. 40

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 07.12.2004
ELIE BURGOS

Suite à la présentation par le DDPS, fin 2004, du nouveau concept de « stationnement
de l’armée » prévoyant un plan de réduction drastique de l’infrastructure militaire, et
notamment du nombre d’aérodromes, d’arsenaux et de places de tir, de vives réactions
sont apparues lors de la procédure de consultation qui courait jusqu’au début du mois
de février 2005. La majorité des critiques ont toutefois émané des cantons
alémaniques – les cantons romands étaient en effet plus ou moins d’accord avec la
version du concept de stationnement présentée en décembre 2004 –, dont plusieurs
gouvernements des cantons concernés par les adaptations structurelles (parmi eux
Glaris, les Grisons, Obwald, Thurgovie, Uri et Zurich). Choqués par la volonté du DDPS
de fermer les aérodromes militaires de Dübendorf (ZH) et d’Alpnach (OW), officiers des
forces aériennes zurichoises et hommes politiques alémaniques, dont les conseillers
nationaux UDC Max Binder (ZH) et Roland Borer (SO), ont vivement protesté contre
cette décision, qui aurait, selon eux, de graves conséquences au niveau des capacités
d’engagement aérien en Suisse orientale. Ces personnes ont en outre présenté une
alternative au projet du DDPS, qui prévoyait le maintien de l’aérodrome de Dübendorf
et de celui d’Alpnach. 41

DÉBAT PUBLIC
DATE: 04.02.2005
ELIE BURGOS

Malgré les vives oppositions rencontrées, la CPS-CN s’est prononcée en faveur du
nouveau concept de stationnement de l’armée. La commission, consciente du fait que
de nombreux emplois disparaîtraient avec la mise en œuvre de ce dernier (2500
emplois d’ici 2010), a cependant déclaré que cela était le prix à payer pour le maintien
d’une armée performante. De leur côté, les conseillers aux Etats Hermann Bürgi (udc,
TG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), de même que les conseillers nationaux thurgoviens
UDC Alexander Baumann, Peter Spuhler et Hansjörg Walter, se sont mobilisés en faveur
du maintien de la place d’armes de Frauenfeld (TG). Plus de 15'000 personnes ont signé
une pétition contre cette fermeture. 42

DÉBAT PUBLIC
DATE: 16.04.2005
ELIE BURGOS
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La fronde à l’encontre des adaptations structurelles induites par le nouveau concept
de stationnement de l’armée élaboré par le DDPS n’a pourtant pas faibli suite à cela,
bien au contraire. Le chef du DDPS, le conseiller fédéral Samuel Schmid, a fini par
accepter un certain nombre de concessions et de compensations (souvent accordées
pour sauver des emplois), notamment dans les cas de l’aérodrome d’Alpnach, de
l’arsenal de Coire et de la place d’armes de Frauenfeld, entre autres. 43

DÉBAT PUBLIC
DATE: 08.07.2005
ELIE BURGOS

Au mois de juillet, le DDPS a approuvé le nouveau concept de stationnement de
l’armée. Il a en outre déclaré être d’accord pour apporter des aménagements à celui-
ci, en tenant compte des revendications des cantons de Suisse centrale et de Zurich.
Une large consultation aura lieu au début de l’année 2006, avant que le Conseil fédéral
ne se prononce définitivement. Samuel Schmid a cependant précisé que le nombre de
suppressions d’emplois ne diminuerait pas, et que les postes épargnés à certains
endroits seraient compensés ailleurs. 44

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 22.07.2005
ELIE BURGOS

L’armée suisse et les directeurs cantonaux des affaires militaires ont trouvé, en
décembre, un accord sur la future collaboration logistique entre la Confédération et
les cantons. Par rapport à l’année 2005, le volume des prestations annuelles devrait
ainsi diminuer de 37 à 10 millions de francs. 45

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 03.12.2005
ELIE BURGOS

Entré en fonction à la tête de l’armée suisse au début de l’année sous revue, Roland
Nef a été contraint à la démission au mois de juillet suite aux révélations dans
l’«affaire» portant son nom. Les médias ont en effet mis en lumière de graves
manquements lors de la procédure de nomination de l’officier en 2007: le conseiller
fédéral Samuel Schmid a proposé au Conseil fédéral la nomination de Roland Nef à la
tête de l’armée, taisant le fait qu’une enquête pénale (suite à une plainte de son ex-
compagne pour violences domestiques et contrainte) était pendante contre ce dernier,
ce qui aurait pu remettre en cause sa nomination à la tête de l’armée. Les erreurs du
conseiller fédéral Schmid, qui avait été informé de l’existence de cette plainte par la
justice militaire dès le printemps 2007, ont entre autres conduit à la démission du
conseiller fédéral (voir ici). 46

DÉBAT PUBLIC
DATE: 26.07.2008
ELIE BURGOS

Suite à l’«affaire Nef», le Conseil national a adopté un postulat de sa commission de la
politique de sécurité (CPS-CN), qui chargeait le Conseil fédéral d'examiner quelles
procédures et quelles dispositions il y avait lieu de modifier en ce qui concerne
l'élection du chef de l'armée. Le postulat demandait au Conseil fédéral de s’attacher
en particulier à répondre à la question de savoir à quel moment le contrôle de sécurité
devait être effectué. 47

POSTULAT
DATE: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Mis en cause de toutes parts pour son implication dans l’«affaire Nef» (voir ici) et dans
l’incapacité de faire passer son programme d’armement 2008 au Conseil national (voir
ici), le conseiller fédéral Samuel Schmid a démissionné le 12 novembre, officiellement
pour des raisons de santé (hospitalisé pour de violentes douleurs au ventre, il s’est fait
opérer de la vésicule biliaire quelques jours auparavant). L’ancien président de l’UDC, le
conseiller national Ueli Maurer, a été élu au Conseil fédéral le 10 décembre 2008 (voir
ici) et a repris la tête du DDPS le 1er janvier 2009. 48

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 13.11.2008
ELIE BURGOS

Dans le cadre du projet 1 et de l’élimination des divergences, le Conseil national a
maintenu, par 98 voix contre 75, son refus d’autoriser à titre exceptionnel les cours de
répétition à l’étranger pour les soldats de milice. Suivant l’avis du Conseil des Etats et
de la majorité de sa commission, le Conseil national a par contre décidé, par 93 voix
contre 85, que le personnel militaire – c’est-à-dire les militaires de métier et les
militaires contractuels – pourrait être tenu d’effectuer des services d’instruction et des
engagements à l’étranger dans le cadre du service de promotion de la paix et du service
d’appui. Des divergences avec la chambre haute ont subsisté au sujet de l’approbation
de ces engagements par l’Assemblée fédérale: le Conseil national a adhéré – avec la voix
prépondérante de sa présidente – à la proposition de la majorité, selon laquelle les
engagements armés comptant plus de 30 militaires ou de plus de trois mois devraient
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être approuvés au préalable par les chambres. La possibilité de déléguer au Conseil
fédéral les compétences relatives à la poursuite des engagements armés a également
été rejetée. Le Conseil national s’est toutefois aligné, par 120 voix contre 54, sur la
décision du Conseil des Etats concernant le service d’appui, rejetant au passage une
proposition de minorité emmenée par Eric Voruz (ps, VD), qui voulait s’en tenir à la
décision initiale du Conseil national (interdiction des services d’appui prévisibles et de
longue durée). Les députés ont été sensibles aux arguments de la majorité de la
commission, qui a mis en évidence qu’une telle interdiction rendrait impossibles des
engagements de l’armée comme ceux accomplis à l’occasion de l’Euro 08, du WEF de
Davos ou d’autres sommets internationaux. Concernant l’approbation des services
d’appui par le parlement, le Conseil national a maintenu sa décision selon laquelle les
services d’appui de plus de trois semaines ou nécessitant la mobilisation de plus de
2000 militaires devraient être approuvés au plus tard lors de la session ordinaire
suivant le début de l’engagement. Enfin, il s’est rallié au Conseil des Etats, par 106 voix
contre 74, quant à la possibilité de permettre au Conseil fédéral d’astreindre le
personnel civil du DDPS à effectuer des engagements à l’étranger. 49

Au mois d'avril, le Conseil fédéral a donné son avis concernant le rapport de la
commission de gestion du Conseil national (CdG-CN) de novembre 2008 sur les
circonstances de la nomination de Roland Nef au poste de chef de l’armée (voir ici).
Dans son rapport, la CdG-CN avait recommandé au Conseil fédéral de prendre des
mesures pour améliorer le processus de sélection des personnes amenées à occuper
des postes à très haute responsabilité, de mener une réflexion de fond sur l’implication
du Conseil fédéral lors de la procédure de sélection de certaines fonctions sensibles de
l’administration fédérale, de mettre en place des ajustements au niveau du
déroulement du contrôle de sécurité relatif aux personnes (CSP) et finalement de régler
de manière contraignante la situation juridique relative au versement d’indemnités lors
d’une cessation d’un commun accord des relations de travail. Dans sa réponse, le
Conseil fédéral a refusé de subordonner le service spécialisé du CSP à la Chancellerie
fédérale. Il estimait que 90% des CSP se faisaient pour le DDPS et que l'exécution de
ces procédures exigeait une très bonne connaissance des domaines concernés. Il a par
contre proposé des modifications prenant en compte, totalement ou partiellement, les
autres recommandations de la CdG-CN. Il a notamment accepté la recommandation
demandant une exécution du CSP avant même la nomination pour les postes à très
haute responsabilité et celle posant clairement l'indépendance du service spécialisé
CSP. 50

RAPPORT
DATE: 22.04.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En août, Ueli Maurer a présenté sa vision des réformes à mener dans l’armée. Il a dit
vouloir réduire les effectifs à 80'000 hommes contre les 120'000 du moment. Cette
annonce pouvait paraître surprenante car sa propre vision et celle de son parti poussait
plutôt à une augmentation du nombre de militaire au sein d’une armée de milice
traditionnelle. Il a également souhaité cibler les interventions internationales sur les
compétences spécifiques de l’armée suisse (sanitaire, sauvetage et protection
atomique et chimique) et réduire les moyens octroyés aux armes lourdes (artillerie et
chars). 51

AUTRE
DATE: 17.08.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au mois d’octobre, après plusieurs reports, le Conseil fédéral a présenté son message
concernant le rapport sur l’armée 2010 faisant suite au rapport sur la politique de
sécurité. Au niveau des principes de base, le gouvernement souhaite maintenir ceux de
neutralité, de milice ainsi que d’obligation générale de servir. S’il relève que l’armée a
répondu à tous ses engagements, il constate une insuffisance de personnel pour
l’instruction de base et l’entretien du matériel ainsi que des problèmes infrastructurels.
Il souligne également que le financement est insuffisant et ne correspond plus aux
prestations que l’armée doit fournir. Toutefois, il considère comme possible de
stabiliser les besoins financiers autours de 4,4 milliards de francs par an et de garantir
des finances équilibrées grâce à des économies massives. Le gouvernement a donné
une année au DDPS pour faire des propositions de rééquilibrage. Le Conseil fédéral a
encore estimé qu’au vu des menaces et des dangers, l’armée doit maintenir le
développement de la défense comme compétence clé et collaborer à l’intérieur ainsi
qu’à l’extérieur du pays. Aussi, il a jugé pertinent de continuer d’orienter la défense
vers une mission de protection globale et d’élever le nombre et la qualité des
engagements de promotion de la paix. Du reste, le Conseil fédéral a décidé de diminuer
les effectifs à 80'000 soldats. Les troupes consacrées à la défense traditionnelle du
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territoire doivent ainsi être réduites à 22'000 militaires de réserve opérationnelle,
celles de soutien aux autorités civiles à 35'000, et celles assumant des tâches de
renseignements, d’aide électronique au commandement et de service de santé à
22'000 spécialistes. Les troupes engagées à l’étranger ont encore été limitées à un
maximum de 1'000 militaires. 52

A la suite de cette publication, Ueli Maurer a présenté un mandat d’économie pour le
chef de l’armée proposant de réduire d’un quart le personnel du DDPS, de supprimer
un tiers des places d’armes, de réduire le nombre de chars d’assaut et de pièces
d’artillerie blindée et de supprimer l’artillerie de forteresse. 53

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 23.11.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Juni 2011 wurde im Ständerat als Erstrat der Armeebericht 2010 besprochen (vgl.
auch Berichterstattung zu den neuen Kampfflugzeugen). Der Bundesrat hatte in seinem
Bericht eine Armee skizziert, die 80'000 Angehörige umfasste und 4.4 Mia. CHF kosten
dürfte. Auf das Geschäft einzutreten war unumstritten, obwohl Luc Recordon (gp, VD)
Nichteintreten beantragt hatte, da er weder mit dem Vorschlag des Bundesrates noch
mit jenem der SiK-Mehrheit einverstanden war. In der Detailberatung standen sich drei
Varianten gegenüber: Jene der Kommissionsmehrheit mit 100'000 Armeeangehörigen
und Kosten von 5.1 Mia. CHF, ein Antrag der Kommissionsminderheit I mit 120'000
Armeeangehörigen und Kosten von 5.3 Mia. CHF sowie der Antrag einer zweiten
Kommissionsminderheit, die den Antrag des Bundesrates unterstützte. Der Ständerat
folgte mit 24 zu 10 Stimmen dem Antrag der Kommissionsmehrheit. Für die
Kampfjetfinanzierung sah der Ständerat eine Sonderfinanzierung vor. Im Nationalrat
stand zunächst die Finanzierung der Armee insgesamt sowie die Beschaffung neuer
Kampfflugzeuge im Zentrum der Diskussion. Dem Nationalrat wurde von der SiK
vorgeschlagen, einen Ausgabenplafond von 5 Mia. CHF zu sprechen, wovon sämtliche
Armeeausgaben finanziert werden sollten, also inklusive der Kampfjet-Beschaffung.
Diesem Antrag folgte die grosse Kammer. Den Armeebestand setzte der Nationalrat auf
100'000 Angehörige fest. Die entstandene Differenz zum Ständerat belief sich somit auf
die Finanzierung der Flugzeugbeschaffung. Dieser Aspekt wird im betreffenden
Abschnitt genauer dargelegt. In der erneuten Beratung senkte die kleine Kammer das
Kostendach auf 4 Mia. CHF und beharrte auf einer Sonderfinanzierung für den
Flugzeugkauf. Da in der erneuten Differenzbereinigung auch der Nationalrat an seinem
Beschluss festhielt, die Ausgaben auf 5 Mia. CHF aufzustocken und die Flugzeuge über
das ordentliche Budget zu beschaffen, folgte eine erneute Diskussion im Ständerat.
Dieser beugte sich dem Entscheid der grossen Kammer. 54

RAPPORT
DATE: 28.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine von beiden Räten überwiesene Motion Niederberger (cvp, NW), fordert, dass der
Bundesrat die Stelle eines Truppenombudsmanns schaffen soll. Der Motionär sieht in
Ombudsstellen ein modernes Führungsinstrument unserer Gesellschaft, welches sich
schon mehrfach bewährt habe. Zudem wurde in diesem Vorstoss die Chance gesehen,
den Ruf der Armee zu verbessern. Der Bundesrat stellte sich gegen die Motion, da diese
Frage erst innerhalb des umfassenderen Prozesses der Militärgesetzrevision
aufgegriffen werden soll und in der Institution der Dienstbeschwerde bereits ein Mittel
zur Unmutsäusserung bereit stehe. Die Motion war 2011 vom Ständerat bereits
überwiesen worden. Der Nationalrat, welcher sich Ende 2011 mit dem Geschäft befasst
hatte, unterstützte das Vorhaben, fügte allerdings eine Änderung an: Der militärische
Rang des Ombudsmanns sollte nicht vorgegeben werden. Mit dieser moderaten
Änderung wurde die Motion angenommen und damit zurück an den Ständerat geschickt
wo sie akzeptiert und im Februar 2012 an den Bundesrat überwiesen wurde. 55

MOTION
DATE: 29.02.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der im sicherheitspolitischen Bericht und im Armeebericht (beide 2010) skizzierte
Prozess der Weiterentwicklung der Armee (WEA), wurde im Berichtsjahr von Mitte Juni
bis Mitte Oktober in die Vernehmlassung gegeben. Bis 2016 soll die Weiterentwicklung
die Rahmenbedingungen setzen, unter jenen die Armee fortan funktionieren soll.
Wichtigste Anpassungen betreffen die Einsatzbereitschaft, die Ausbildung sowie die
Ausrüstung. Weiter steht das ausgewogene Verhältnis zwischen Mittelaufwand und
Leistung im Zentrum der Umsetzung. Wichtigste Eckwerte der Armee ab 2016 sind ein
Bestand von 100'000 Armeeangehörigen mit einem Budget von CHF 5 Mrd. jährlich. Neu
sollen nur noch zwei und kürzere Rekrutenschulen pro Jahr beginnen und nicht mehr
drei. Zudem wird die Gesamtanzahl an Diensttagen reduziert (von 260 auf 225). Für die
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dienstleistenden Milizsoldaten sollen die Wiederholungskurse noch 13 Tage dauern,
statt bisher drei Wochen. Daraus erhofft sich die Armeeführung eine bessere
Verträglichkeit zwischen Militärdienst und Arbeitspensum, wie sie in früheren
parlamentarischen Vorstössen wiederholt gefordert worden war (siehe hier, hier und
hier). Weiter wird in der WEA aufgezeigt, dass zum Erreichen der Ziele in den Bereichen
Immobilien, Ausrüstung, Bewaffnung sowie beim Berufspersonal grössere Einschnitte
unausweichlich seien. So müssen mehrere Flughäfen aufgegeben, rund ein Dutzend
Waffenplätze geschlossen und mehrere Waffensysteme ausser Dienst gestellt werden.
Das Leistungsprofil der Armee in Erfüllung des verfassungsmässigen Auftrags wird mit
verbesserter Bereitschaft auf die Verteidigungskompetenz fokussiert. Dabei wird
zwischen Leistungen für nicht vorhersehbare Einsätze (z.B. Katastrophen oder
Terrorbedrohung), Leistungen für vorhersehbare Einsätze (z.B. Konferenzschutz) und
Leistungen, die permanent zu erbringen sind (z.B. Wahrung der Lufthoheit)
unterschieden. Diese Leistungsziele sollen in absehbarer Zeit auch im Rahmen der
Unterstützung ziviler Behörden erfolgen. Hinzu kommt die generelle Absicht, die
Kapazität hinsichtlich friedensfördernder Einsätze qualitativ zu erhöhen. Die WEA
erfordert eine Reihe von Änderungen in Rechtsgrundlagen über die Armee (das
Militärgesetz, das Bundesgesetz über die militärischen Informationssysteme, die
Verordnung über die Verwaltung der Armee sowie die Verordnung über die
Organisation der Armee). Das Vernehmlassungsverfahren dokumentierte eine
grundsätzliche Offenheit gegenüber dem Vorhaben, wenngleich von der Mehrzahl der
teilnehmenden Akteure Änderungswünsche geäussert wurden. Eine
überdurchschnittlich hohe Anzahl von 93 Einzelpersonen reichte eine von der
konservativen Gruppe Giardino entworfene Vernehmlassungsantwort ein, in welcher
die WEA vollumfänglich abgelehnt wird. Parteien und Kantone stehen jedoch im
Grundsatz hinter der WEA. Die Ämterkonsultation sowie die Publikation der Botschaft
des Bundesrates werden 2014 erwartet. Die Umsetzung der WEA wird mit dem
politischen Entscheid angestossen und bis 2021 abgeschlossen sein, so die Erwartung
des Bundesrates. Für die Zeit danach soll ein für Ende 2014 angekündigter, neuer
sicherheitspolitsicher Bericht die allgemeine Richtung aufzeigen. 56

Im September 2014 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Weiterentwicklung der
Armee (WEA). Nachdem das Grossprojekt im Vorjahr in der Vernehmlassung auf Herz
und Nieren geprüft worden war, konnte die Regierung ihre Vorlage dem Parlament
unterbreiten. Im Zuge der WEA müssen auch zahlreiche Rechtsgrundlagen angepasst
werden, so dass die Entscheidfindung im Parlament nicht nur neue Eckwerte und
Zielvorgaben für den Truppenbestand beinhaltet. Die Armee soll derart ausgestaltet
werden, dass sie gut ausgebildet, modern und vollständig ausgerüstet sowie regional
verankert ist und schnell aufgeboten werden kann. Ab 2017 sollen die skizzierten
Massnahmen umgesetzt werden. Zu orientieren hat sich diese Neugestaltung am vom
Parlament Ende 2011 beschlossenen Bestand von 100'000 Armeeangehörigen und
einem jährlichen Kostendach von CHF 5 Mrd. Für die Wehrmänner und –frauen wird
insbesondere die auf 18 Wochen verkürzte Rekrutenschule und die in der Regel nur
noch zwei Wochen dauernden Wiederholungskurse spürbar. Insgesamt entspricht das
einer Reduktion der jährlich geleisteten Diensttage auf noch rund 5 Mio. Der aus einer
Motion Müller (cvp, LU) geforderte mehrjährige Finanzierungsrahmen wird ebenfalls neu
implementiert. Für die erste Periode von 2017 bis 2020 werden gemäss
bundesrätlichem Entwurf für die Armee CHF 19.5 Mrd. veranschlagt. 
Bis Ende Jahr reichte es jedoch noch nicht zu mehr als einer ersten Reaktion seitens
der sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates (SiK-SR), welche sich im
Oktober erstmals mit der WEA auseinandersetzte und sich überzeugt zeigte, dass eine
Armeereform notwendig sei. In der Kommission wurde jedoch vorerst auf eine
inhaltliche Diskussion verzichtet. Stattdessen wurden einerseits vom
Verteidigungsdepartement noch vertiefte Informationen zum Projekt angefordert,
andererseits wurde in mehreren Gesprächen mit Kantonen, Offiziersgesellschaften,
diversen armeefreundlichen Organisationen, aber auch mit der GSoA und
Wissenschaftsvertretern eine Auslegeordnung vorgenommen. Die eigentlichen
Kernpunkte der WEA-Botschaft sollen erst Anfang 2015 diskutiert werden. 57
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Die Weiterentwicklung der Armee (WEA) wurde in der Frühjahrssession 2015 im
Parlament erstmals beraten. Als Erstrat wandte sich der Ständerat dieser mit Spannung
erwarteten Debatte zu. Der Bundesrat hatte seine Botschaft im Vorjahr vorgelegt, über
viele Bereiche – das war bereits vor der parlamentarischen Beratung klar geworden –
sollte jedoch intensiv diskutiert werden. Gerade der Bestand der Armee und die ihr zur
Verfügung gestellten Finanzen waren wichtige, aber auch umstrittene Themen in dieser
Armeereform. Zu behandeln waren das Bundesgesetz über die Armee und die
Militärverwaltung (Militärgesetz, MG), die Verordnung der Bundesversammlung über die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO), das Bundesgesetz über die
militärischen Informationssyteme (MIG) sowie die Verordnung der Bundesversammlung
über die Verwaltung der Armee (VBVA). Im Laufe der Beratungen wurde die
Finanzierung der Armee auf Initiative des Nationalrates in einem Zahlungsrahmen der
Armee geregelt.

Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung

Das Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung (Militärgesetz, MG), das im
Zuge dieser grösseren Armeereform WEA grundlegend überarbeitet werden sollte,
stand am Anfang der parlamentarischen Beratungen. In der Vorlage des Bundesrates
zeichnete sich das neue MG durch eine präzisere Umschreibung der Kernaufgaben der
Armee aus. Sie blieben in den Grundzügen jedoch unverändert und umfassten nach wie
vor die Verteidigung, die Unterstützung der zivilen Behörden und die
Friedensförderung. Diverse Massnahmen sollten jedoch den Waffenmissbrauch
eindämmen. Neu sollte, wie in einer früheren Motion Niederberger (cvp, NW, Mo.
11.3082) gefordert, eine Ombudsstelle innerhalb des VBS etabliert werden. Der gesamte
Einsatzbereich, der aus Unterstützungsleistungen ziviler Behörden besteht, sollte
formell-gesetzliche Grundlagen erhalten. Der Bundesrat strebte mit der Revision auch
kleinere Kompetenzverlagerungen an. So sollten beispielsweise kleinere,
„unproblematische” Assistenzdiensteinsätze im In- aber auch im Ausland direkt durch
den Bundesrat bewilligt werden können. Zudem erhielt auch das Milizprinzip eine
verbriefte Umschreibung auf Gesetzesstufe.

In der Frühjahrssession 2016 befasste sich der Ständerat erstmals mit der Vorlage.
Eintreten war im Grunde unbestritten, das gab auch Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) eingangs der Debatte zu Protokoll. Mit 11 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung
hatte die ständerätliche SiK Eintreten empfohlen. Die Revision des MG hatte sich in der
Kommission jedoch als echte Knacknuss erwiesen: Rund 50 Anträge galt es nun im
Ständerat diesbezüglich zu behandeln. Ein Grundsatzentscheid war dabei – und hier
schlug die kleine Kammer einen ganz anderen Weg ein, als der Bundesrat vorgesehen
hatte –, dass die Organisation der Armee nicht im MG geregelt, sondern weiterhin auf
Verordnungsstufe gehandhabt werden sollte. Auch dieser Antrag war in der SiK-SR
deutlich gefasst worden (9 zu 4 Stimmen). Weitere markante Anpassungen hatte die SiK
bezüglich Dauer der Rekrutenschule beschlossen, die kürzer werden und neu 18
Wochen dauern sollte (vorher 21 Wochen). Diese sollte von allen AdA vollständig
absolviert werden, zudem sollte jeder militärische Grad abverdient werden. Hierbei
zeigte sich die Kommission mit dem Vorschlag des Bundesrates einverstanden. Ein in
der Kommission diskutierter Vorschlag einer weiteren Verkürzung der RS auf 15 Wochen
war deutlich verworfen worden. Kleinere Anpassungen durch die Kommission betrafen
Modalitäten um den Verbleib in der Armee nach Erfüllung der Dienstpflicht sowie in
Besoldungsfragen. 
Die Fraktionssprecher zeigten sich gegenüber der WEA und auch dem MG positiv
gestimmt. Auch seitens der SP wurde Bereitschaft signalisiert, die WEA mitzutragen.
Einzig die Grünen äusserten Bedenken. Luc Recordon (gp, VD) fand, die Reform gehe in
eine falsche Richtung, weil eine klassische, kriegerische Bedrohung mit Angriffs- oder
Invasionsszenarien unwahrscheinlich sei. Seine Skepsis untermauerte er mit einem
Nichteintretensantrag, der jedoch mit 35 zu 3 Stimmen deutlich abgelehnt wurde. 
Die etwas später in der Session folgende Detailberatung entpuppte sich als langwierig.
Zwar blieben von den ursprünglich circa 50 Anträgen nur noch gut zwei Drittel übrig,
um diese wurde jedoch intensiv gerungen. Nicht selten standen sich dabei Mehrheits-
und Minderheitsanträge gegenüber. In vielen Fällen handelte es sich dabei aber um
marginale Änderungen oder redaktionelle Anpassungen.

Nachfolgend seien einige wichtige Entscheide des Ständerates festgehalten. Gerade
auch der erste Artikel des neuen MG sorgte für viel Diskussionsbedarf. Nicht nur in der
Kommission, sondern auch im Plenum drehte sich die Debatte zuerst einige Zeit um
den Zweckartikel, also den eigentlichen Auftrag an die Armee, wie er aus der
Bundesverfassung erwächst. Im Ständerat ringte man sich schliesslich zu einer Version
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durch, die derjenigen des Bundesrates glich, jedoch die Prioritäten etwas anders
setzte. Das schlug sich dergestalt nieder, dass die Unterstützung der zivilen Behörden
im Inland mit Signalwirkung prioritär behandelt wurde, indem sie früher im
Gesetzestext angeführt wurde. Dem gegenüber „rutschte“ die Bestimmung über die
Beiträge zur Friedensförderung im Ausland etwas nach hinten. 
Neu eingeführt wurde die Möglichkeit von Ausbildungsgutschriften, finanzielle Beiträge
also, die AdA, welche eine Kaderschule der Armee abgeschlossen haben, beantragen
und für zivile Ausbildungen einsetzen können. Damit setzte die kleine Kammer ein
Zeichen im Sinne der besseren Vereinbarkeit von Armeelaufbahn und privater, ziviler
Aus- und Weiterbildung. Wiederholungskurse sollen drei Wochen dauern, so sah es der
Bundesrat in seinem Entwurf vor. Diesem Antrag folgten die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter und fügten eine wichtige Präzisierung an: Wie bereits mehrfach zur Debatte
gestanden hatte, wurde nun dem Bundesrat die Möglichkeit übertragen, auch kürzere
Wiederholungskurse anzuordnen; sogar tageweise sollen Dienstpflichtige aufgeboten
werden können.
Neu ist zudem eine Bestimmung betreffend die Durchdiener: Armeeangehörige, welche
die gesamte Dienstpflicht ohne Unterbrechung erfüllen, sollen nach Abschluss der
Dienstpflicht noch weitere vier Jahre in der Armee eingeteilt bleiben und bei Bedarf für
Einsätze aufgeboten werden können und so als eine Art „stille Reserve“ betrachtet
werden, wie es der Kommissionssprecher ausführte. Ausschlaggebend dafür war die
hohe Flexibiliät dieser AdA, da sie keinem Verband zugeteilt und zudem gut ausgebildet
seien.
Die Regelung des Waffeneinsatzes gegen Luftfahrzeuge und deren ausführliche
Präzisierung durch den Ständerat zeigt auf, dass es sich hierbei in der Tat um ein
Militärgesetz handelte und nicht „bloss“ Administratives geregelt werden musste. SiK-
Sprecher Kuprecht (svp, SZ) nannte diesen Bereich „eher heikel“. Wichtig sei die genaue
Regelung im MG, da diese Massnahme bis anhin lediglich auf Verordnungsstufe erfasst
war. Einleitend ging aus der Neufassung klar hervor, dass ein Waffeneinsatz nur als
Ultima Ratio denkbar ist. Verantwortlich dafür bleibt die Vorsteherin oder der
Vorsteher des VBS, wobei der Einsatzbefehl jedoch nach Auffassung des Ständerates
auch an den Befehlshaber der Luftwaffe delegiert werden kann.
Zum Schluss wurden noch Details zur Beschaffung und Ausserdienststellung von
Rüstungsmaterial traktandiert und angepasst. Das Beschaffungsprimat des Bundes
wurde um die Verpflichtung erweitert, dass Armeematerial möglichst aus
schweizerischer Produktion stammen soll und Lieferaufträge unter Berücksichtigung
der Landesgegenden erteilt werden sollen. In Sachen Ausserdienststellung verpflichtete
der Ständerat den Bundesrat, lediglich die Abstossung von Kampfflugzeugen dem
Parlament zu beantragen. Die Regierung wollte zunächst die Liquidation aller
Rüstungsgüter, welche die Bundesversammlung zur Anschaffung genehmigt hatte,
selbiger beantragen. Für die Ausserdienststellung genehmigter Rüstungsgegenstände
müssen neu nur noch die sicherheitspolitischen Kommissionen konsultiert werden.

Ein Antrag von linker Seite, den Bundesrat zu verpflichten, eine Wertecharta für
Armeeangehörige zu erlassen, blieb erfolglos. Damit sollte der Umgang mit allfälliger
Diskriminierung im Dienst aufgrund des Geschlechts, der sexuellen Orientierung oder
auch der Hautfarbe geregelt werden, wie es Antragstellerin Savary (sp, VD) umschrieb.
Mit Verweis auf das gegenwärtig gültige Dienstreglement, in dem die zentralen Werte
bereits aufgeführt seien und dadurch das Anliegen im Wesentlichen umgesetzt sei,
unterlag der Vorschlag mit 17 zu 25 Stimmen. 
Ebenfalls erfolglos blieb Hans Hess (fdp, OW) mit seinem Einzelantrag auf Verzicht auf
eine Ombudsstelle innerhalb der Armeeorganisation. Dieser wohl etwas überraschende
Versuch einer nachträglichen Korrektur früherer Entscheide – beide Kammern hatten
2011 respektive 2012 der Schaffung einer Ombudsstelle zugestimmt – unterlag auf
Antrag der SiK recht deutlich. Hess argumentierte vergebens mit finanziellen Bedenken
und der Ansicht, dass das Dienstreglement bereits genügend über die Rechte der AdA
aussage.

Wie eingangs erwähnt, wollte die sicherheitspolitische Kommission des Ständerates die
Organisation der Armee ganz anders als der Bundesrat geregelt wissen. Mit ihrem
Grundsatzentscheid beschloss die SiK, dass an der bisherigen Normstufe festgehalten
werden sollte und die Organisation der Armee auf Verordnungsstufe statuiert werde.
Dahingehend sollten in der Verordnung der Bundesversammlung die Grundsätze über
die Organisation und Gliederung der Armee festgelegt sowie die Truppengattungen, die
Berufsformationen und die Dienstzweige geregelt werden. Dazu gehörte auch der
umstrittene Soll-Bestand der Armee, der aus dem Gesetz herausgelöst werden sollte.
Mit 32 zu 3 Stimmen stellte sich die kleine Kammer in der Gesamtabstimmung hinter
ihre Version des MG.
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Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der Armee

Im Laufe der Vorberatungen zur WEA war in der sicherheitspolitischen Kommission des
Ständerates entschieden worden, die Organisation der Armee entgegen der Vorstellung
der Regierung in der gleichnamigen Verordnung der Bundesversammlung über die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) zu normieren. Der Bundesrat hatte
dies im Rahmen der WEA jedoch im Militärgesetz (MG) vorgesehen. Alle
organisatorischen Fragen wurden vom Ständerat also im Rahmen der Behandlung der
Verordnung angegangen, wenngleich ebendiese Behandlung im Laufe der
Detailberatung zum MG vollzogen wurde. Die zu behandelnden Bereiche umfassten die
Grundsätze der Organisation wie Soll- und Effektivbestand, die Gliederung der Armee,
Militärjustiz und Stäbe des Bundesrates, die Zuständigkeiten des Bundesrates sowie
Zuständigkeiten des VBS, um nur einige zu nennen. Mit diesem Systementscheid, so
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), werde „dem Bundesrat und dem VBS in
Krisenzeiten die notwendige Flexibilität für eine wirkungsvolle und schlagkräftige
Organisation der Armee“ gegeben. Ein Kerngedanke war auch, dass die Armee – wenn
notwendig – jederzeit und ohne politische Einflüsse verändert werden kann. Gerade
der Armeebestand könnte, würde er ins Gesetz geschrieben, nicht ohne Weiteres
verändert werden. Ein Referendum zu diesem Zweck sei jedoch in Notsituationen nicht
unbedingt erwünscht, so Kuprecht weiter. Die Kommission hatte die Vorlage einstimmig
zuhanden des Plenums verabschiedet.

Der Verordnungsentwurf der SiK-SR war recht eng an die Artikel angelehnt, welche die
Regierung für das MG vorgesehen hatte. Inhaltlich waren also nur kleinere Änderungen
angedacht, so dass vor allem die Verlagerung auf die niedrigere Normstufe ins Gewicht
fiel. In der Detailberatung zum Kommissionsvorschlag ging es gleich zur Sache.
Zankapfel war der Armeebestand; Kommission und Bundesrat sahen die bereits früher
skizzierte Armee mit 100'000 Dienstleistenden als ausreichend an, mit einem
Minderheitsantrag Föhn (svp, SZ) sollte der Sollbestand jedoch auf 140'000 Militärs
festgelegt werden. Nach Ansicht des Antragsstellers waren die Überlegungen aus dem
Beginn des Jahrzehnts, als die WEA vorbereitet worden war, inzwischen veraltet und er
erklärte, die Sicherheitslage habe sich verschlechtert. Föhn war jedoch auch bereit,
seinen Antrag zurückzuziehen, wenn der Verteidigungsminister aufzuzeigen vermöge,
wie und innert welchen zeitlichen Fristen die Armee aufgestockt werden könne.
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) musste den Rat ersuchen, den Antrag seines
Fraktionskollegen (und zweiten Schwyzer Standesvertreters) abzulehnen, gerade weil
sich in langwierigen Debatten Regierung und Parlament auf einen Sollbestand von
100'000 Armeeangehörige geeinigt hatten. Das ebenfalls umstrittene Finanzvolumen für
die neue Armee liess auch nicht zu, eine um 40% grössere Armee zu alimentieren. Ins
gleiche Horn blies der Zuger Standesvertreter Eder (fdp, ZG), der sich eine um eine
Milliarde Franken teurere Armee schlicht nicht vorstellen konnte und in den Raum
fragte, wo plötzlich eine politische Mehrheit für diese finanziellen Mehrausgaben
gefunden werden soll. 
Bundesrat Maurer stellte in seinem Votum die Ansichten der Regierung dar und nahm
insbesondere auf die Höhe des Soll-Bestandes Bezug. Er zeigt auf, dass die
Formulierung des Armeebestandes im Gesetz aufgrund der Kritik im Nachgang an die
Reorganisation im Rahmen der Armee XXI beschlossen worden war. Dass die SiK der
kleinen Kammer nun weiterhin auf Verordnungsstufe operieren wollte, störte den
Verteidigungsminister jedoch nicht, er begrüsste die kurzfristigere
Anpassungsfähigkeit. Zur Frage nach der Einsatzfähigkeit äusserte Maurer die Absicht,
nach zehn Tagen 35'000 AdA aufbieten zu können und den Gesamtbestand von 100'000
innert 20 Tagen in Bereitschaft zu versetzen. Zudem seien diese 100'000 AdA wieder
vollständig ausgerüstet, was schliesslich zu einer schlagkräftigeren Armee führe, als sie
es bis anhin gewesen sei. Föhn (svp, SZ) zeigte sich zufrieden mit den Ausführungen,
nahm aber auch einen früher vom Kommissionssprecher gespielten Steilpass an und
wollte die Finanzfrage in einem Postulat wieder vorbringen. Seinen Antrag auf eine
Armee mit 140'000 Armeeangehörigen zog er zurück. So folgte der Ständerat dem
bundesrätlichen Vorschlag.
Für weiteren Diskussionbedarf sorgte die Gliederung der Armee. Im
Regierungsvorschlag zum MG wurde ein Heer vorgesehen, welches zwei mechanisierte
Brigaden und ein Kommando Spezialkräfte umfasste. Die Kommissionsmehrheit wollte
jedoch im Sinne einer gesteigerten Kampffähigkeit eine zusätzliche, dritte
mechanisierte Brigade vorsehen. Ein Vorschlag, welcher der Ratslinken missfiel und mit
entsprechendem Minderheitsantrag im Sinne eines Festhaltens am vorherigen
bundesrätlichen Vorschlag bekämpft wurde. Mit 12 zu 29 Stimmen unterlag die
Minderheit Recordon (gp, VD) jedoch. Ausschlaggebend dürfte auch gewesen sein, dass
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eine weitere mechanisierte Brigade nicht budgetwirksam wird, da sie mit bereits
gesprochenen Mitteln gestemmt werden kann. Im Weiteren folgte das Plenum dem
Entwurf seiner SiK mit wenigen Ausnahmen und überwies den Verordnungsentwurf dem
Nationalrat mit 35 zu 3 Stimmen deutlich. Die Gegenstimmen stammten aus dem links-
grünen Lager.

Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee

Die Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee (VBVA) war im
Gegensatz zu den anderen Teilen der WEA unumstritten. Der Ständerat überwies die
Vorlage, in der mehrheitlich lediglich redaktionelle Anpassungen gegenüber der
bundesrätlichen Version vorgenommen wurden, mit 34 zu 3 Stimmen dem Nationalrat.

Bundesgesetz über die militärischen Informationssyteme

Das Bundesgesetz über die militärischen Informationssyteme (MIG) gab im Erstrat, dem
Ständerat, keinen Anlass zur Diskussion. Der Entwurf, der ebenfalls im Rahmen der WEA
nötig wurde, passierte mit 38 zu 3 Stimmen die erste Hürde problemlos. Es ging in
dieser Neuregelung um Kompetenzen im Bereich der biometrischen Datenbearbeitung,
wo die Zugangsmodalitäten für schützenswerte Anlagen angepasst wurden. 58

Die WEA, respektive das Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung,
wurde vom Nationalrat Mitte 2015 weiter behandelt. Nachdem der Ständerat bereits
einige Änderungen gegenüber dem Entwurf des Bundesrates eingebracht hatte, schien
das Geschäft – nicht nur das Militärgesetz, sondern die gesamte Armeerevision – einen
schweren Stand in der Volkskammer zu haben. Früh war bekannt, dass es einen
Nichteintretensantrag Trede (gp, BE) zum gesamten WEA-Paket geben würde, weil ihrer
Ansicht nach keine echte „Weiterentwicklung“ vorgelegt wurde und die Richtung hin zu
einer kleinen, modernen Armee nicht eingeschlagen worden war. Die Eintretensdebatte
nahm bereits sehr viel Zeit in Anspruch, wobei alles in Allem kaum überraschende
Haltungen dargelegt wurden und sich auch die SP mit der eingeschlagenen
Grundausrichtung einverstanden zeigte. Man hielt sich lange mit Grundsatzdiskussionen
über Sinn und Unsinn der Armee, deren Zweck und Finanzierung und über mögliche
oder unwahrscheinliche Bedrohungsszenarien auf.

Eintreten wurde mit 157 zu 23 Stimmen beschlossen, der Antrag Trede (gp, BE) blieb
erfolglos. Damit konnte die Detailberatung in Angriff genommen werden, wie erwartet
ein grösseres Stück Arbeit. Zahlreiche Minderheitsanträge galt es in der Folge zu
besprechen, wovon einer von Roland Fischer (glp, LU) in der Debatte besonderes
Gewicht erhielt. Der Luzerner stellte quasi ein neues Konzept vor, jenes einer
Durchdienerarmee, wobei alle Dienstleistenden den gesamten Militärdienst an einem
Stück absolvieren sollten. Er versprach sich daraus einerseits einen etwas verbesserten
Ausbildungsstand gegenüber der RS sowie eine sehr kurze Frist für das Aufbieten von
rund 11'000 Soldaten. Diese sollten sich vollständig ausgerüstet in einer Art Aktivreserve
befinden und innert Stunden bereit stehen können. Es war jedoch eine Idee, die bereits
nach der Präsentation stark unter Beschuss geriet. Die Fraktionen gaben hernach ihre
Präferenzen zu Protokoll, wobei sich abzeichnete, dass die bürgerlichen Fraktionen der
Kommissionsmehrheit folgen würden und die Ratslinke mehrere Minderheitsanträge
unterstützen wollte. Bezüglich des angesprochenen Paradigmenwechsels aus dem
Vorstoss von Roland Fischer gab auch der Verteidigungsminister zu Beginn seiner Rede
ein deutliches ablehnendes Statement ab. Des Weiteren stellte er sich hinter die
Mehrheitsanträge, die ja weitgehend dem bundesrätlichen Entwurf entsprachen.
Insofern gab es zwar in der Detailberatung viele Einzelheiten zu erörtern,
Überraschungen blieben jedoch aus und die Kommmissionsmehrheit konnte sich
jeweils durchsetzen.
Im weiteren Verlauf der Debatte wurden auch im Nationalrat die gleichen Vorstösse, die
bereits im Ständerat behandelt worden waren, vorgebracht. Eine Wertecharta, angeregt
durch eine Minderheit Allemann (sp, BE), blieb jedoch auch im Nationalrat chancenlos
(56 zu 124 Stimmen). Ebenso verzichtete der Nationalrat darauf, eine Ombudsstelle
einzurichten. Mit 111 zu 71 Stimmen wurde der diesbezügliche Minderheitsantrag Fischer
(glp, LU) abgelehnt, der dies, wie Bundesrat und Ständerat, im Sinne einer früheren
Entscheidung im Gesetz belassen wollte. Zur Ausserdienststellung von Rüstungsgütern
konnte sich hingegen eine Minderheit Müller (fdp, SG) durchsetzen. So sollte auch die
Liquidierung „grosser Waffensysteme“ dem Parlament zur Genehmigung unterbreitet
werden (102 zu 81 Stimmen). 
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Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der Armee

Die Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der Armee
(Armeeorganisation, AO), im Nationalrat ebenfalls in einer Debatte mit anderen
Teilgeschäften der WEA behandelt, war auch in der grossen Kammer umstritten. Zu
Beginn musste über einen Minderheitsantrag Fischer (glp, LU) abgestimmt werden,
worin Nichteintreten auf diese einzelne Vorlage beantragt wurde. Er blieb jedoch
erfolglos, so dass das Geschäft behandelt und gleich mit weiteren Minderheitsanträgen
konfrontiert wurde. Die Bemessung des Soll-Bestands der Armee war Bestandteil dieser
Anträge, der Armeebestand war denn auch der Hauptstreitpunkt der Debatte. Eine
Minderheit I Fehr (svp, ZH) wollte einen Bestand von 140'000 AdA durchsetzen,
während eine Minderheit II Trede (gp, BE) eine Reduktion vorschlug: Sie wollte auf eine
frühere Einschätzung des Bundesrates zurückgreifen und den Bestand auf 80'000 AdA
limitieren, einhergehend mit einem Kostendach von CHF 4,4 Mrd. jährlich.
Zwischenzeitlich beabsichtigte auch Erich von Siebenthal (svp, BE), einen Antrag zu
stellen und als Kompromiss eine Armee mit 120'000 AdA vorzuschlagen, zog sich aber
zurück, so dass sich drei Varianten gegenüberstanden: Die vom Bundesrat skizzierte
Armee mit 100'000 Männern und Frauen, wie sie auch der Ständerat favorisierte, ein
Bestand von 140'000 AdA sowie die Minimalvariante Trede. Das Plenum liess sich aber
nicht auf eine Differenz zum Erstrat ein und blieb bei dessen Entwurf (100'000 AdA),
wobei die bürgerlichen Fraktionen die Oberhand in den Abstimmungen behielten.
Bereits im Ständerat war umstritten gewesen, ob zwei oder drei mechanisierte
Brigaden dem Heer angegliedert sein sollen, und auch in der Volkskammer hielt man
sich einige Zeit mit dieser Frage auf. Eine Minderheit Fehr (svp, ZH) wollte wie die
Mehrheit der SiK deren drei vorsehen, jedoch sollten diese gemäss Fehr im Gegensatz
zur Kommissionsmeinung „voll ausgerüstet sein“. Ein Vorstoss Gysi (sp, SG) wollte den
Vorentwurf des Bundesrates mit zwei Brigaden aufrechterhalten. Das Ratsplenum folgte
aber durchwegs seiner Kommissionsmehrheit und stützte so den ständerätlichen
Beschluss. Nicht einig mit dem Ständerat wurde man sich in der Frage um die
Führungsstruktur, wobei die Volksvertreterinnen und -vertreter weiterhin einen Chef
der Armee an der Spitze wollten.

Relativ schnell konnte in dieser Sache zur Gesamtabstimmung geschritten werden, die
jedoch für Verwirrung sorgen sollte. Zunächst wurde die Vorlage abgelehnt, weswegen
sich SiK-Sprecher Hurter (svp, SH) veranlasst sah, einen Ordnungsantrag auf
Wiederholung der Abstimmung zu stellen; die Situation sei nicht ganz klar gewesen, so
seine Einschätzung. Nachdem dem Ordnungsantrag stattgegeben worden war, hiess
man die Verordnung zur Armeeorganisation tatsächlich mit 94 zu 65 Stimmen gut.
Dieser Teilbereich war also geklärt, wichtig war insbesondere auch die Position des
Nationalrates, der sich somit ebenfalls hinter eine Armee mit 100'000 Militärs stellte.
Die erste – falsche – Abstimmung entpuppte sich aber als warnendes Vorzeichen für die
Gesamtabstimmung zum Militärgesetz.

Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung

Im weiteren Verlauf der Debatte stand wieder das Militärgesetz im Zentrum und es ging
darum zu klären, in welchem finanziellen Rahmen sich die Armee zu bewegen habe. Das
war auch im Nationalrat umstritten. Der Ständerat war dem Bundesrat gefolgt, der die
Finanzierung mittels vierjährigem Zahlungsrahmen vorsah. Die Mehrheit der
nationalrätlichen SiK stellte sich grundsätzlich hinter diese Formulierung, wollte jedoch
anfügen, dass dieser mindestens CHF 5 Mrd. pro Jahr betragen müsse. Hans Fehr (svp,
ZH) und einige Mitstreitende wollten den Betrag auf CHF 5,4 Mrd. pro Jahr festlegen
und eine Minderheit Fischer (glp, LU) beantragte, bei der Fassung des Ständerates zu
bleiben. Die Mehrheit obsiegte recht deutlich mit 133 zu 53 Stimmen und konnte die
CHF 5 Mrd. durchsetzen. Es galt überdies, eine Übergangsbestimmung betreffend die
Finanzierung der Armee in den folgenden Jahre zu erlassen. Auch hier wurde, entgegen
anders lautender Minderheitsanträge, zuerst der grosszügigere Mitteleinsatz gewählt.
Der Nationalrat nahm aber sogleich eine Kurskorrektur vor, indem er in der letzten
Ausmarchung einer Minderheit II Fischer (glp, LU) folgte und doch die ständerätliche
Variante ohne finanzielle Verpflichtungen in den Gesetzestext schrieb. Dieser mit 121 zu
65 Stimmen gefasste Entscheid erklärte sich durch einen Haltungswechsel der FDP-
Liberalen- und der CVP-Fraktion. Zwar war sich die bürgerliche Ratsseite einig darin,
der Armee mehr Mittel zur Verfügung stellen zu wollen, konnte sich aber letztlich eben
doch nicht darauf festlegen, einen fixen Betrag in das Gesetz zu schreiben. 
Dies entpuppte sich als folgenschwerer Entscheid, denn in der Gesamtabstimmung zum
MG folgte die Überraschung, als sich die SVP auf die Seite der SP und der Grünen schlug
und die gesamte Vorlage ablehnte. Mit 86 zu 79 Stimmen und 21 Enthaltungen wurde
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das Militärgesetz im Nationalrat versenkt, wodurch die gesamte WEA in Schieflage
geriet. Mit diesem Entscheid wurden auch alle in der Detailberatung gefassten
Beschlüsse hinfällig.
Später liessen sich Exponenten der SVP zitieren, die bürgerlichen Partner seien zu
unzuverlässig. Zankapfel war also weiterhin die Ausgestaltung der Finanzierung der
Armee. Es war nun also am Ständerat, hierzu noch die Kohlen aus dem Feuer zu holen –
ein Unterfangen, das dieser in der folgenden Herbstsession auf der Agenda hatte.

Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee

Ebenso diskussionslos wie in der kleinen Kammer verabschiedete der Nationalrat die
Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee (VBVA) in der
Sommersession 2015 mit 131 zu 46 Stimmen. Das Geschäft war damit für die
Schlusskonsultation bereit.

Bundesgesetz über die militärischen Informationssysteme

Das Bundesgesetz über die militärischen Informationssysteme (MIG) wurde im
Nationalrat mit 131 zu 32 Stimmen bei 24 Enthaltungen deutlich angenommen. Damit
folgte der Nationalrat dem Ständerat, der den Entwurf des Bundesrates ohne Debatte
angenommen hatte. Ein weiterer Baustein der WEA war damit unter Dach und Fach. 59

Nachdem der Nationalrat als Zweitrat die Beratung des Bundesgesetzes über die Armee
und die Militärverwaltung, welches als Kernelement der WEA bezeichnet werden darf,
erfolglos zu Ende gebracht hatte, musste der Ständerat erneut über die Bücher. Da die
Ablehnung der Vorlage im Nationalrat einem Nichteintretensentscheid gleich kam, hielt
auch die SiK des Ständerates nochmals eine Eintretensdebatte, worin man aber
einstimmig festhielt, dass die Vorlage wichtig und deswegen Eintreten auch im Rat
nochmals zu beantragen sei. Faktisch bestehe nach der Ablehnung der Vorlage durch
den Nationalrat „zwischen den Räten eine Differenz zum gesamten Erlassentwurf”, es
herrsche zu keiner Frage Einigkeit, rapportierte Kommissionssprecher Kuprecht (svp,
SZ) seinen Kolleginnen und Kollegen. Falls sich der Ständerat in diesem Stadium gegen
Eintreten ausspreche oder die Vorlage in der Gesamtabstimmung ablehne, wäre das
Geschäft erledigt und damit gescheitert. Soweit wollte man es seitens der SiK-SR nicht
kommen lassen. 
Um die Debatte etwas verkürzen zu können, schlug die Kommission vor, sich auf
diejenigen Fragen zu konzentrieren, zu denen der Nationalrat eine Differenz geschaffen
hätte – hätte, weil die zwischenzeitlichen Beschlüsse aus der nationalrätlichen
Detailberatung mit dem Nein in der Gesamtabstimmung hinfällig geworden waren.
Insofern wollte man im Ständerat eine langwierige, erneute Debatte über das gesamte
Geschäft vermeiden – ein Vorgehen, das die SiK einstimmig vorgeschlagen hatte. Ein
„Killerkriterium” in diesem Geschäft, eindrücklich manifestiert am negativen Ausgang im
Nationalrat, waren die Finanzen. Hierbei setzte sich die SiK-SR aber weiterhin für ihren
ursprünglichen Vorschlag ein, finanzielle Rahmenbedingungen für die Armee nicht im
Gesetz selbst zu regeln. 

Eintreten wurde im Ständerat ohne Gegenantrag beschlossen. Die SiK-SR hatte jeweils
beantragt, an den vom Ständerat in der Frühjahressession beschlossenen Varianten
festzuhalten. Weil aber keine Vorlage aus dem Nationalrat vorlag, konnten die
Ständerätinnen und Ständeräte quasi nochmals aus dem Vollen schöpfen, neue
Vorschläge einbringen oder gescheiterte erneut lancieren. Ersteres tat die Kommission
gleich selbst, indem sie die Ombudsstelle nochmals zur Debatte stellen wollte. Dies
obwohl sie noch in der ersten Runde vom Plenum unterstützt worden war. Eine
Minderheit Savary (sp, VD) wollte jedoch nichts davon wissen und die Schaffung der
Ombudsstelle weiterhin in der Vorlage belassen. Der Grund, weswegen die SiK hier
nochmals einhaken wollte, war die Haltung des Nationalrats, der die Ombudsstelle nicht
wollte. Der Antrag kam so aus einer Vorsichtshaltung heraus zustande, weil die
Kommission angesichts der klaren Abstimmung im Nationalrat der Ombudsstelle keine
Chance einräumte. Im Übrigen lehnte auch der Bundesrat eine solche Einrichtung ab.
Die Minderheit argumentierte jedoch, dass man einerseits dem alten Entscheid folgen
solle und dass andererseits mit kleinem finanziellen Aufwand ein wichtiges Projekt
aufrechterhalten werden könne. Als selbst der ursprüngliche Promotor eines
Truppenombudsmanns, Ständerat Niederberger (cvp, NW), „seinem” Anliegen die
Unterstützung versagte beziehungsweise sich in dieser Sache enthalten wollte, schwand
auch der Rückhalt im Plenum. Vielen war wohl der Erfolg der WEA wichtiger als dieser
Einzelschauplatz: Die Ombudsstelle wurde mit 25 zu 19 Stimmen wieder aus der Vorlage
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genommen.
Bezüglich der Wiederholungskurse wurde ebenfalls gestritten. Mehrheitlich war die SiK
der Meinung, dass grundsätzlich fünf dreiwöchige Wiederholungskurse zu leisten seien
– ein Antrag, der dem Entscheid aus dem vergangenen März entsprach. Dagegen
verlangte eine Minderheit Eder (fdp, ZG), sechs Wiederholungskurse vorzusehen, wie es
auch dem Willen des Nationalrats entsprach. Die übergeordnete Frage war hierbei
jedoch jene um die kumulierte Anzahl geleisteter Diensttage über die gesamte Armee
hinweg. Gemäss einer nirgends formell festgehaltenen Übereinkunft sollte sich diese
auf maximal 5 Mio. Diensttage beschränken, woraus unter anderem die Verkürzung der
Dienstzeit pro AdA um 40 Tage auf noch 225 resultierte. Der Bundesrat hatte sich
durchgerungen, kürzere Wiederholungskurse zu planen, wobei aber weiterhin deren
sechs zu leisten seien. Dem war der Ständerat im ersten Durchgang nicht gefolgt und
auch in der zweiten Beratung wollte dies eine Mehrheit der kleinen Kammer nicht.
Weiterhin war die Vorstellung des Ständerates, dass nur fünf, dafür aber dreiwöchige
Wiederholungskurse zu leisten seien. Der Entschluss wurde mit 30 zu 15 Stimmen
gefasst.
Weiter gaben Modalitäten zur Ausserdienststellung von Rüstungsgütern zur Klärung
Anlass. Man wollte sich hierzu einer Formulierung des Nationalrates annähern, der eine
etwas schlankere Regelung eingebracht hatte. Das Ständeratsplenum einigte sich auch
rasch auf eine Fassung, wonach „grosse Waffensysteme”, darin eingeschlossen sind
Kampfflugzeuge, nur mit der Genehmigung der Bundesversammlung abgerüstet werden
können. Andere Rüstungsgüter können vom VBS selbstständig beziehungsweise nach
Entscheidung der Exekutive ausser Dienst genommen werden. Im Sinne einer
Angleichung an diese Bestimmung wollte man im Ständerat die Ausserdienststellung von
Rüstungsbauten handhaben, auch diese sollten ohne Genehmigung durch das
Parlament erfolgen können. Dieser Vorschlag der Kommissionsmehrheit wurde jedoch
von Isidor Baumann (cvp, UR) und Mitstreitenden angefochten: Sie wollten den
Genehmigungsvorbehalt weiterhin aufrechterhalten. Erfolglos, denn mit 28 gegen 13
Stimmen wurde der Passus im Sinne der SiK-Mehrheit fallen gelassen.

Mit 38 Stimmen wurde das MG vom Ständerat ohne Gegenstimme angenommen und mit
diesen kleineren Anpassungen dem Nationalrat erneut zur Beratung überreicht. Sechs
Stimmen enthielten sich. Zu den bekannten Kritikern aus der linken Ratsecke gesellten
sich jedoch neu zwei SVP-Ständeräte. Weiterhin schien also aus SVP-Kreisen ein
gewisser Vorbehalt gegen das Gesetz vorhanden zu sein.

Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der Armee

Differenzen in der Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der
Armee (Armeeorganisation, AO) gab es noch im Bereich der Armeeführung zu
behandeln. Der Nationalrat hatte hier einige Anpassungen vorgenommen. Im
Wesentlichen war umstritten, ob die Funktion des Chefs der Armee weiterhin bestehen
solle. Es war letztlich auch dem neuen Armeebestand geschuldet, dass im Bereich
Führung Justierungen vorgenommen werden mussten, weil die bisherige Struktur auf
eine grössere Armee zugeschnitten war und hier nun Handlungsbedarf entstand. Im
Ständerat wollte sich eine Mehrheit der SiK für die frühere ständerätliche Position stark
machen und diese stützen, während eine Minderheit eine andere Struktur vorschlug,
eben ohne die Funktion CdA. Verteidigungsminister Maurer brachte es auf den Punkt
und zeigte in seinem kurzen Referat die Haltung der Regierung auf: Der Chef der Armee
solle drei Unterstellte haben, ein Ausbildungskommando, ein Operationskommando und
die Unterstützung. Zwar habe der Bundesrat ursprünglich eine andere Struktur
favorisiert, er könne sich aber inzwischen mit der Variante des Ständerats abfinden,
erklärte Maurer. Das sei „eine klare Führung” und ausreichend für die redimensionierte
Armee. Im Sinne der Mehrheit der SiK und der ihr zustimmenden Regierung entschied
auch das Ratsplenum, mit 30 zu 10 Stimmen wurde die schlankere Variante gewählt. Das
kam einer erneuten Kurskorrektur gegenüber der nationalrätlichen Variante gleich. In
zwei Details zum Inkrafttreten der Verordnung stellte sich der Ständerat auf die Seite
des Nationalrates. Mit 40 zu 2 Stimmen wurde die Verordnung für die weitere
Differenzbereinigung dem Nationalrat übergeben. 60
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Nachdem eine „unheiligen Allianz“ zwischen der SVP-Fraktion und den Fraktionen der
SP und der Grünen im Nationalrat das Bundesgesetz über die Armee und die
Militärverwaltung (MG) in eine Zusatzrunde geschickt hatte, galt es in der Wintersession
2015 das Geschäft erneut in Angriff zu nehmen. Der Ständerat, der seinerseits auch
noch einige Justierungen vorgenommen hatte – durchaus im Sinne der grossen
Kammer, weil sich der Ständerat an deren Zwischenentscheiden orientiert hatte –,
hatte dem Nationalrat quasi die Hand zu einer raschen Entscheidfindung gereicht. Eine
solche erhoffte sich auch SiK-Präsident und -Sprecher Thomas Hurter (svp, SH), der
sich in seinem Resümee und Eintretensvotum ein „zügiges Vorwärtskommen“ wünschte,
gleichzeitig aber auch davor warnte, das Geschäft ein zweites Mal scheitern zu lassen.
Die Kommission des Nationalrates empfahl ihrem Rat, auf einen Truppenombudsmann
zu verzichten, die Anzahl an Wiederholungskursen bei sechs Kursen, die drei Wochen
dauern sollen, zu belassen sowie den Durchdieneranteil auf höchstens 15 Prozent zu
beschränken. Neu war, und es handelte sich dabei um das Pièce de Résistance, dass ein
Zahlungsrahmen für die Armee 2017-2020 als eigenständige Norm vorgeschlagen
wurde. Weder im MG, noch in der Armeeorganisationsverordnung oder in
Übergangsbestimmungen sollte die Finanzfrage geklärt werden, sondern in einer
eigenen Vorlage, einem Zahlungsrahmen als Bundesbeschluss (der als sechste Vorlage
Teil der WEA wurde; siehe unten). Natürlich beantragte die Kommission Eintreten auf
die Vorlage, man hatte das mit 23 zu 2 Stimmen beschlossen.

Die Vorzeichen für die neuerliche Eintretensdebatte hatten sich im grossen Ganzen
nicht gewandelt, die Grünen-Fraktion sprach sich erneut als einzige weiterhin für
Nichteintreten aus, blieb jedoch wiederum erfolglos. Ihr Argument, es handle sich nicht
um eine Weiterentwicklung, verfing nicht. In der Detailberatung dominierten die oben
bereits erwähnten Diskussionspunkte, zunächst jener einer Ombudsstelle, die nun
durch einen Minderheitsantrag Fridez (sp, JU) doch noch geschaffen werden sollte. Das
Plenum stellte sich aber hinter die Kommission und folgte damit mit 133 zu 60 Stimmen
dem Ständerat, der ebenso auf eine Ombudsstelle verzichtet hatte. Zu Anzahl und
Dauer der Wiederholungskurse standen drei Varianten zur Debatte. Die
Kommissionsmehrheit wollte sechs dreiwöchige Kurse, was eine Differenz zum
Ständerat bedeutete. Eine Minderheit I Graf-Litscher (sp, TG) sprach sich für „vier bis
fünf“ Wiederholungskurse aus, eine Minderheit II Flach (glp, AG) setzte sich für die
Version des Ständerates, also für fünf dreiwöchige Kurse, ein. Keine der beiden
Alternativen konnte eine Mehrheit überzeugen, die Kommission setzte sich durch,
womit also mehr Diensttage geleistet werden sollten als vom Ständerat vorgeschlagen.
Der Anteil an Durchdienern am gesamten Armeebestand sollte nach dem Willen der
grossen Kammer 15 Prozent nicht übersteigen, dies wurde im Einklang mit dem
Ständerat und gegen einen Minderheitsantrag Graf-Litscher (sp, TG) beschlossen.
Ebenso wurde mit 144 zu 49 Stimmen ein weiterer Antrag der Thurgauerin verworfen
und damit das Milizprinzip im MG weiterhin verankert.

Die Finanzfrage wurde aus dem MG herausgelöst, die hierzu geführte Debatte führte
schliesslich auch dazu, dass im Nationalrat das MG in der Gesamtabstimmung mit 142 zu
7 Stimmen angenommen wurde. 42 Nationalrätinnen und Nationalräte, Angehörige der
Fraktionen von SP und Grünen, enthielten sich ihrer Stimme. 

Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation der Armee

Während sich der Ständerat in den Beratungen zur Verordnung der
Bundesversammlung über die Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) nicht
mehr über den Bestand der Armee ausgetauscht hatte, gab diese im Nationalrat noch
einmal Anlass zu Diskussionen. In der ersten Runde der Differenzbereinigung hatte man
sich auf die Linie des Ständerates gestellt und eine Armee mit einem Sollbestand von
100'000 Armeeangehörigen beschlossen. In der Wintersession des Nationalrates gab es
wieder zwei Minderheitsanträge dazu, von links einen auf eine kleinere Armee mit
80'000 sowie von rechts einen Antrag auf eine grössere Armee mit 120'000 AdA im
Normalbetrieb. Ähnlich zeigten sich die Präferenzen im Ratssaal: Während die SVP-
Fraktion einen grösseren Bestand forderte, standen die anderen bürgerlichen
Fraktionen für den Mittelweg ein. Die Ratslinke wollte eine möglichst schlanke Armee,
die etwas weniger kosten würde. Die erneute Behandlung der Organisationsverordnung
ging jedoch im Lichte der weitaus heftiger geführten Debatte um das MG beinahe etwas
unter. So wurden die Anträge diskussionslos – die Positionen wurden dargelegt –
einander gegenübergestellt. Mit 58 gegen 135 respektive 68 zu 124 Stimmen unterlagen
beide Minderheitsanträge deutlich. Somit war eine Armee mit einem Sollbestand von
100'000 Militärdienstpflichtigen und einem Effektivbestand von maximal 140'000 AdA
beschlossene Sache.
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Auch punkto Armeeorganisation im Bereich der Führungsebene gab es nochmals
differierende Vorschläge. Die SiK-NR stellte sich mehrheitlich hinter die ständerätliche
Variante, die auf die ursprüngliche Entwurfsfassung zurückgeht, nachdem die kleine
Kammer an dieser ersten Formulierung festgehalten hatte. Erneut gab es einen Antrag
Graf-Litscher (sp, TG) für nur zwei mechanisierte Brigaden sowie einen Antrag Müller
(fdp, SG), der eine grössere Führungsstruktur etablieren wollte, wie dies im Ständerat
ebenfalls besprochen, jedoch verworfen worden war. Beide Anträge unterlagen
deutlich. Der Nationalrat lenkte damit auf die Fassung des Ständerates ein, die
Differenzen waren beseitigt und die Verordnung war bereit für die Schlussabstimmung.

Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020

Nachdem sich die Armeefinanzen als wesentlicher Problempunkt in der WEA entpuppt
hatten, beschloss die SiK des Nationalrates, einen neuen Weg zu beschreiten und die
Finanzfrage aus den anderen Teilgeschäften der WEA herauszulösen und einen neuen
Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020 vorzuschlagen, der in einem Bundesbeschluss
geregelt werden sollte. Bereits im Rahmen der Beratungen zur Armeebotschaft und der
dort geführten Debatte um die Armeefinanzierung hätte ein vom Bundesrat
vorgeschlagener Zahlungsrahmen verabschiedet werden sollen. Aufgrund der
Uneinigkeit über die Höhe der finanziellen Ressourcen, die der Armee zur Verfügung
gestellt werden sollten, war dieses Teilgeschäft damals jedoch gescheitert.
Offensichtlich mussten die Armeefinanzen aber in der WEA geregelt werden, daher
wählte die SiK-NR erneut diesen Weg. Das Ratsplenum folgte schliesslich diesem Antrag
vollumfassend. 

Eintreten auf diese neue Vorlage war jedoch nicht unumstritten. Ein Minderheitsantrag
Flach (glp, AG) wollte sich nicht darauf einlassen. Er wollte jedoch nicht grundsätzlich
gegen eine solche Lösung votieren, sondern lediglich vermeiden, dass der tags darauf
folgenden Budgetdebatte vorgegriffen werde. Sekundiert wurde er von Graf-Litscher
(sp, TG), die jedoch eher sachpolitische Gründe für den Nichteintretensantrag
vorbrachte. Sie wollte keine feste Zahl in den Zahlungsrahmen schreiben. Der
Nationalrat trat jedoch auf die Vorlage ein (136 zu 56 Stimmen). 

Die Kommission schlug vor, CHF 5 Mrd. pro Jahr für die Armee einzusetzen und deshalb
als Konsequenz CHF 20 Mrd. für die Jahre 2017-2020 zu sprechen. Damit folgte sie
nicht nur dem Bundesrat und dem Ständerat, sondern auch früheren Entscheiden der
Bundesversammlung. Der Bundesrat hatte, das führte Verteidigungsminister Maurer
auch in seinem Referat aus, bereits einige Vorarbeiten – notabene für Einsparungen –
lanciert, um diese finanzielle Vorgabe zu erreichen. Beispielsweise wurden diverse
Bauten der Armee abgestossen, Waffenplätze geschlossen, aber auch Anstrengungen
unternommen, die Gesamtzahl an Diensttagen zu reduzieren. Gegenanträge kamen von
Graf-Litscher (sp, TG), Flach (glp, AG) und seitens von Siebenthal (svp, BE). Letzterer
strebte nach der Maximalvariante und faktisch nach den nötigen Aufwendungen für
eine Armee, die wie bisher mit CHF 5,4 Mrd. pro Jahr alimentiert war, und folglich nach
einem Umfang des Zahlungsrahmens von CHF 21,6 Mrd. Flachs Antrag lautete auf CHF
18,8 Mrd. Der Antrag Graf-Litscher entsprach demjenigen von Pierre-Alain Fridez (sp,
JU), der seinerseits diese Summe erfolglos vorgeschlagen hatte, als es noch um die
Festsetzung des Betrags im MG ging. Die Festsetzung auf CHF 17,6 Mrd. würde einer
jährlichen Alimentierung von CHF 4,4 Mrd. pro Jahr entsprechen; eine Zahl, die in den
Diskussionen immer wieder genannt wurde. Gegen alle anders lautenden Anträge als die
auch von der SiK befürworteten CHF 20 Mrd. führte Bundesrat Maurer Gegenargumente
an. Gegen eine Erhöhung sprachen die bereits getätigten Sparanstrengungen und gegen
eine Verminderung der Finanzströme sprach schlicht der Auftrag der Armee, deren
Sollbestand von 100'000 Militärs inzwischen beschlossene Sache war. Offenbar
überzeugten die Voten der beiden SVP-Exponenten Maurer und Hurter (svp, SH), denn
das Ratsplenum verwarf sämtliche Varianten und einigte sich auf den Mehrheitsantrag.
Mit 156 zu 29 Stimmen bei 5 Enthaltungen wurde auch die Schuldenbremse gelöst. In
der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 141 zu 30 Stimmen und 21 Enthaltungen
genehmigt. Nachdem also die Finanzen die WEA an den Rand des Schiffbruchs gebracht
hatten, war jetzt eine Variante aufgegleist worden, die gute Vorzeichen hatte, auch im
Ständerat eine Mehrheit zu finden. 61
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Die grossen Fragen zum Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung waren
inzwischen geklärt. Der Ständerat hatte in der Frühjahressession 2016, erstmals in
Anwesenheit des neuen Verteidigungsministers Parmelin, nur noch eine Differenz zu
bereinigen. Es handelte sich dabei um Anzahl und Dauer der Wiederholungskurse. Der
Nationalrat beharrte darauf, sechs Wiederholungskurse (WK) für die
Militärdienstpflichtigen vorzusehen, auch wenn die kleine Kammer – im Sinne einer
besseren Verträglichkeit mit der Wirtschaft – eine Reduktion auf fünf WK favorisierte.
Nachdem der Nationalrat in der vorangegangenen Behandlung erneut und mit einem
deutlichen Votum von 134 zu 59 Stimmen seine Meinung zementiert hatte, lenkte die
SiK des Ständerates ein und beantragte dem Plenum, sich auf diese Variante zu einigen.
Ausschlaggebend war, so Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), dass zahlreiche AdA
ihre Dienstleistung verschieben würden und diese Absenzen bisweilen die Bestände in
den WK derart beeinflussten, dass gewisse Leistungen nicht mehr erbracht werden
könnten. 
Die Ständerätinnen und Ständeräte fügten sich, das MG war damit vollständig beraten
und genehmigt.

Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020

In der letzten Runde der Differenzbereinigung zu den Vorlagen der WEA gab der
Ständerat dem Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020, wie er vom Nationalrat neu
vorgesehen worden war, grünes Licht. Im Stöckli wurde man sich trotz eines
Nichteintretensantrags Savary (sp, VD) rasch einig. Zwar nannte SiK-Sprecher Kuprecht
(svp, SZ) die Vorlage „etwas kompliziert“. Einigkeit herrschte bereits darüber, dass ein
vierjähriger Zahlungsrahmen die Armeefinanzen bestimmen sollte, das war im
Militärgesetz unbestritten. Kompliziert sei sie gemäss Kuprecht, weil angesichts der
bevorstehenden Sparanstrengungen im Rahmen des Stabilisierungsprogramms zu
einem späteren Zeitpunkt gegebenenfalls wieder Kürzungen auf die Armeefinanzierung
zukommen könnten. Auf der anderen Seite war die Kommission der Meinung, dass
letztlich die Finanzen für den Erfolg der gesamten Weiterentwicklung der Armee
ausschlaggebend seien, weswegen diese Vorlage zum „zentralen Stück“ der
Armeereform erklärt wurde. Mit 8 zu 3 Stimmen und einer Enthaltung empfahl die SiK
also ihrem Plenum, der Vorlage zuzustimmen.
Bundesrat Parmelin erinnerte in seinem Votum daran, dass bereits diverse
Sparanstrengungen in die Wege geleitet worden seien, um auf diese zu genehmigende
Summe von CHF 5 Mrd. jährlich zu kommen, und dass dieser Aufwand dringend nötig
sei, damit die Armeereform erfolgreich gestaltet werden könne.
Das Ratsplenum folgte seiner Kommission und damit auch dem Nationalrat und
verabschiedete die Vorlage mit 30 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen, die
Ausgabenbremse wurde mit 33 zu 8 Stimmen und 4 Enthaltungen gelöst. Die Nein-
Stimmen stammten ausschliesslich von der Ratslinken. 62
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Die sechs Teilgeschäfte der Weiterentwicklung der Armee (WEA) – das Bundesgesetz
über die Armee und die Militärverwaltung (Militärgesetz), die Verordnung der
Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee (VBVA), das Bundesgesetz über die
militärischen Informationssyteme (MIG), die Verordnung der Bundesversammlung über
die Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) – wurden im März 2016 in den
Schlussabstimmungen abgesegnet. Der Bundesbeschluss zum Zahlungsrahmen der
Armee 2017–2020 bedurfte keiner Schlussabstimmung.

Alle Teilgeschäfte wurden vom Nationalrat mit rund 140 Stimmen gutgeheissen. Einzig
die SP-Fraktion hatte sich zu allen Vorlagen fast geschlossen enthalten. Zwar gab sie in
den Debatten an, den Bedarf einer Armeereform anzuerkennen, zum Schluss der
Beratungen schienen sich die Sozialdemokraten aber nicht mehr vollends hinter die
WEA zu stellen. Nichtsdestotrotz wurde die Weiterentwicklung der Armee im
Nationalrat damit erfolgreich abgeschlossen.
Ganz anders zeigte sich die Unterstützung der Armeereform im Stöckli. Einstimmig mit
jeweils ganz wenigen Enthaltungen stellten sich die Standesvertreterinnen und
Standesvertreter hinter diese wichtige Vorlage. Eine Armee mit 100'000 AdA, die über
eine Finanzierung von CHF 5 Mrd. pro Jahr verfügen soll, war nun beschlossene Sache.
Im Lichte der zahlreichen Fraktionsvoten, in denen anfangs zu allen Teilgeschäften
anderslautende Vorschläge formuliert worden waren, kann diese schlussendliche
Version der Geschäfte als breit akzeptierbare Kompromisslösung betrachtet werden. 

Insgesamt war die WEA jedoch noch nicht gesichert, denn seitens armeefreundlicher
Kreise wurde bereits bekannt gegeben, dass ein Referendum gegen das MG ergriffen

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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werden würde.

Ein neu gegründetes «Bürgerkomitee für unsere Sicherheit - Nein zur Halbierung der
Armee!» lancierte, wie angekündigt, das Referendum gegen die WEA. Die
Mitwirkenden, die aus Kreisen des armeefreundlichen Vereines «Gruppe Giardino»
stammen, befürchteten einen unverantwortlichen Abbau bei der Armee und sogar die
Bundesverfassungswidrigkeit der Vorlage, weil der Auftrag der Armee nach der
Umsetzung der WEA nicht mehr erfüllt werden könne. Auch die Gruppe Giardino selbst
liess verlauten, sie verurteile den Beschluss zur WEA «in aller Schärfe». Die GSoA
hingegen hatte bereits früher mitgeteilt, sie wolle nicht gegen die WEA ankämpfen. Die
Referendumsfrist endet am 7. Juli 2016. 63

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.04.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das Referendum gegen die WEA ist gescheitert. Bereits Ende Juni 2016 teilte die
Gruppe Giardino auf ihrer Webseite mit, dass es knapp werde, die nötigen 50'000
Unterschriften für ein erfolgreiches Referendum gegen das neue Militärgesetz
zusammenzutragen. Die Presse nahm – mit Ausnahme der NZZ – vom gescheiterten
Referendum kaum Notiz. Von Seiten des Referendumkomitees, das nach eigenen
Angaben rund 120 Personen umfasste, wurde das Scheitern auf eine ungenügende
Informationskampagne zurückgeführt.
Im August wurde mit der Mitteilung im Bundesblatt offiziell über das
Nichtzustandekommen informiert. Es war jedoch knapp, denn das «Bürgerkomitee für
unsere Sicherheit - Nein zur Halbierung der Armee!» konnte 44'603 beglaubigte und
gültige Unterschriften vorweisen. Nur knapp 5'500 Unterschriften fehlten also, um die
WEA doch noch an die Urne zu bringen. Damit war die Armeereform endgültig in
trockenen Tüchern. 64

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.07.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der erste Teil der Rechtsgrundlagen zur Weiterentwicklung der Armee, konkret die
Bestimmungen des Militärgesetzes betreffend die Genehmigung von
Assistenzdiensteinsätzen in Zivil sowie das revidierte Bundesgesetz über die
militärischen Informationssysteme, soll per Anfang 2017 in Kraft gesetzt werden. Dies
gab der Bundesrat im Herbst 2016 bekannt. Die Neuregelung der zivilen
Assistenzeinsätze war im Rahmen der WEA beschlossen worden. Angesichts der
Absicht, alle Rechtsgrundlagen zur Umsetzung der WEA auf Anfang 2017 in Kraft zu
setzen, hatte die Regierung frühere Auslandeinsätze von Armeepersonal nur bis Ende
2016 beantragt. Weil sich die Inkraftsetzung jedoch verzögert, aber jeder
Assistenzeinsatz vom Parlament genehmigt werden muss, sollte ein Artikel des MG
bereits vorzeitig Geltung erhalten, um ein aufwändiges Verfahren mit einer neue
Botschaft ans Parlament zu vermeiden. Besagter Artikel 70 Abs. 3 ermächtigt den
Bundesrat, solche Entsendungen für höchstens 10 AdA in Eigenregie vorzunehmen.
Die Inkraftsetzung des MIG war auf Anfang 2017 geplant, so dass die betroffenen
Informationssysteme so rasch wie möglich in Betrieb gesetzt oder angepasst werden
können. Weitere Rechtsgrundlagen im Zusammenhang mit der WEA, etwa die übrigen
Änderungen des MG und die damit verbunden Verordnungen über die Organisation der
Armee (AO) und die Verwaltung der Armee (VBVA), sollen per Anfang 2018 in Kraft
treten. 65

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.01.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Armement

Nachdem bereits im Jahr 2010 die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge vom Bundesrat
aus budgetären Gründen verschoben wurde, kam diese Angelegenheit in Form einer
Motion der SiK des Nationalrats noch im Jahr 2010 erneut zur Sprache. Die Motion, die
eine Kampfjetbeschaffung in der Legislaturperiode 2012-2015 ermöglichen sollte,
wurde im März respektive im Juni 2011 von beiden Kammern überwiesen. Dies sorgte für
Wirbel, da damit die Sparpläne des Bundesrates teilweise zurückgebunden werden
müssen. Das Signal des Parlamentes war allerdings deutlich: Es sollten schneller neue
Flugzeuge beschafft werden. In der Detailberatung war die Stimmung aufgeheizt und
zwar nicht nur aus thematischen Gründen. Aus Versehen hatte sich der als
französischer Sprecher gemeldete Luzerner Nationalrat Pius Segmüller (cvp, LU) auf
Deutsch geäussert, was bei den frankophonen Volksvertretern grosses Unverständnis
hervorrief, weil damit unüblicherweise zwei deutschsprachige Kommissionssprecher zu
Wort kamen. Die intermediäre staatspolitische Diskussion, die dadurch hervorgerufen
wurde, dauerte allerdings nicht lange, da Ratspräsident Germanier (fdp, VS) diese rasch

MOTION
DATE: 14.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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unterband. Aufgrund dieses Begleitumstands enthielten sich einige Romands im
Nationalrat in der Schlussabstimmung ihrer Stimme. Trotzdem wurde die Motion mit 95
zu 69 Stimmen angenommen und dem Ständerat überwiesen. In der kleinen Kammer
wurde die Motion zusammen mit dem Armeebericht 2010 besprochen. Die Mehrheit
der SiK des Ständerates und eine der beiden Kommissionsminderheiten wollten den
Bundesrat beauftragen, bis Ende 2011 eine Botschaft für ein besonderes
Finanzierungsmodell zur Beschaffung von 22 neuen Kampfjets und die Beseitigung von
Ausrüstungslücken vorzulegen. Die Idee einer gesonderten Finanzierung stammte aus
einer Motion von Jean-René Fournier (cvp, VS) (Mo. 10.3724) aus dem Jahr 2010, die
damit in den Entwurf zur Botschaft zum Armeebericht eingearbeitet wurde. Die Voten
zum Ersatz der Tiger-Kampfflugzeuge waren kontrovers: Bruno Frick (cvp, SZ) verlangte
eine rasche Entscheidung, da die Offerten der Anbieter der Flugzeuge nur beschränkte
Gültigkeit hätten. Dagegen äusserten sich Peter Bieri (cvp, ZG) und Pankraz Freitag (fdp,
GL) eher kritisch. Bieri hielt den Auftrag an den Bundesrat für unseriös und Freitag
bezweifelte, dass es dem Bundesrat gelingen würde, bis Ende 2011 eine Botschaft mit
gesichertem Finanzierungsmodell vorzulegen. Der zuständige Bundesrat und
Departementsvorsteher Maurer erklärte, dass die Landesregierung ein
referendumsfähiges Gesetz ausarbeiten wolle, welches während zehn Jahren
Sparbeiträge für den Kauf von Kampfjets vorsehe. Gleichzeitig bekundete er die
Ablehnung des Bundesrates, sich bis 2011 in einer Botschaft dazu zu äussern. In der
Abstimmung zum Armeebericht 2010 wurde der Bundesbeschluss mit 24 zu 10 Stimmen
gemäss Vorschlag der Kommissionsmehrheit (100'000 Armeeangehörige, Kosten von 5.1
Mia. CHF und eine Sonderfinanzierung zur Beschaffung der Kampfjets) und damit
abweichend vom Entwurf des Bundesrates angenommen. In dieser Formulierung
wurden die Forderungen aus den beiden genannten Motionen in den Entwurf des
Ständerates eingearbeitet. Der Nationalrat, der den Armeebericht in der Folge ebenfalls
diskutierte, sprach sich für einen Ausgabenplafonds von 5 Mia. CHF aus. Dieses
Globalbudget sollte auch die Finanzierung der 22 neuen Kampfflugzeuge sicherstellen.
Damit sprach sich der Nationalrat gegen eine Sonderfinanzierung der Kampfjets aus.
Die Ratslinke war mit ihren Bestrebungen, das Budget zu kürzen oder zumindest bei
den vom Bundesrat vorgesehenen 4.4 Mia. CHF zu belassen, gescheitert. Die
entstandene Differenz zum Ständerat wurde im Bereinigungsverfahren diskutiert. Die
kleine Kammer hielt an ihrem Vorhaben fest, den Kauf der neuen Kampfflugzeuge über
eine referendumsfähige Sonderfinanzierung abzuwickeln. Das vom Nationalrat
beschlossene Kostendach von 5 Mia. CHF reduzierte der Ständerat auf 4 Mia. CHF. Dies
sei realistisch, da die Anbieter der Flugzeuge in den Offerten mit einem Euro
Umrechnungskurs von 1.60 CHF gerechnet hätten. Im Nationalrat wurde jedoch daran
festgehalten, die Armeeausgaben auf 5 Mia. CHF aufzustocken und die Beschaffung der
Kampfjets über das ordentliche Rüstungsbudget abzuwickeln. Damit wurde die Motion
der SiK-NR allerdings obsolet und zurückgezogen. Die Frage, ob die Bürgerinnen und
Bürger über den Kauf neuer Kampfjets entscheiden sollen, war bis zuletzt umstritten.
Die Anträge von links-grüner Seite, das Geschäft referendumsfähig zu machen, wurden
mit 98 zu 93 Stimmen abgelehnt. In der weiteren Diskussion folgte der Ständerat
schliesslich der grossen Kammer. Der Armee sollen 5 Mia. CHF zur Verfügung stehen
und über dieses Budget soll auch die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge
abgewickelt werden. Weil auch die kleine Kammer gegen eine Unterstellung des
Geschäftes unter ein Referendum war, fand sich eine letzte Differenz hinsichtlich des
zeitlichen Rahmens: Der Ständerat wollte den Ausgabenplafond per 2014 und nicht per
2013 erhöhen. Der Nationalrat nahm diesen Vorschlag in der Folge auf. Dass die
Stimmbevölkerung nicht in den Kaufentscheid miteinbezogen wurde, da keine
Volksabstimmung stattfinden soll, hatte auch in den Medien ein grosses Echo
hervorgerufen. Vor allem links-grüne Kreise wurden zitiert, die monierten, dass das Volk
das letzte Wort haben sollte. 66
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Economie

Crédit et monnaie

Banque nationale

Im Berichtsjahr 2014 ernannte der Bundesrat Andréa M. Maechler zum neuen Mitglied
des Direktoriums der Schweizerischen Nationalbank (SNB). Der Personalentscheid
wurde nötig, nachdem Jean-Pierre Danthine seinen Rücktritt aus Altersgründen per
Ende Juni 2015 eingereicht hatte. Zum neuen Vizepräsidenten ernannte der Bundesrat
Fritz Zurbrügg, der zum Zeitpunkt der Ernennung Vorsteher des III. Departements der
SNB war. 67

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 17.12.2014
FABIO CANETG

Infrastructure et environnement

Energie

Energie nucléaire

Im Juli traten vier neue Kernenergieverordnungen in Kraft. Diese betreffen die
Mindestanforderungen an die Qualifikation und Ausbildung des Personals von
Kernanlagen, die Personensicherheitsprüfungen, die Ausrüstung und Bewaffnung von
Wachen sowie spezifische Anforderungen an die druckführenden Teile von
Kernanlagen. 68

AUTRE
DATE: 10.06.2006
ANDREA MOSIMANN

Transports et communications

Chemin de fer

Le président de la direction générale des CFF, H. Eisenring, 60 ans, a démissionné en
fin d'année de son poste. Il a fait valoir des raisons de santé et a déclaré vouloir
transmettre dans des mains plus jeunes le lourd dossier des restructurations à venir de
la régie. Il a été remplacé par Benedikt Weibel, anciennement chef du département des
transports de la régie. Le poste de ce dernier est désormais occupé par H.-P. Fagagnini,
jusque-là sous-directeur de l'Office fédéral des transports. 69

AUTRE
DATE: 10.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Poste et télécommunications

Afin de succéder à R. Trachsel, président de la direction générale des PTT et partant
pour la retraite, le conseil d'administration cherchait une personne provenant de
l'économie privée, afin de conduire la régie sur la voie de la déréglementation.
L'opération fut difficile, mais le choix s'orienta finalement vers Dieter Syz (prd),
précédemment directeur général d'Alusuisse. Cela n'alla pas sans créer quelques
craintes chez les syndicats, qui s'inquiétèrent de la future politique sociale de
l'entreprise. 70

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.04.1992
SERGE TERRIBILINI

Politique sociale

Groupes sociaux
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Personnes handicapés

126 Parlamentarier und Parlamentarierinnen unterzeichneten eine Motion Schnider
(cvp, LU), welche die Abschaffung des Militärpflichtersatzes für Schwerbehinderte
verlangte. Da der Bundesrat glaubhaft versicherte, diese Steuer führe keinesfalls zu
sozialen Härtefällen und werde im Rahmen der anstehenden Armeereorganisation
ohnehin überprüft, überwies der Nationalrat die Motion nur als Postulat. 71

MOTION
DATE: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Lokale interne parteipolitische Schwierigkeiten ergaben sich in der Stadt Zürich, wo
Stadträtin Emilie Lieberherr, seit 20 Jahren Direktorin des Sozialamts, mit der
Begründung mangelhafter Parteisolidarität in Sach- und Personalfragen aus der Partei
ausgeschlossen wurde. Im Kanton Freiburg trat Staatsrat Denis Clerc nach langen
Auseinandersetzungen aus der Partei aus; damit hat nach Félicien Morel, mit welchem
Clerc allerdings ebenfalls zerstritten ist, auch der zweite auf der SP-Liste gewählte
Staatsrat die Partei verlassen. 72
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